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A. Anlass und Gegenstand der Stellungnahme

Die Unterzeichner sind Bevollmachtigte eines Unternehmens, das mittels einer sog.
Popularklage gemal Art. 55 Abs. 1 BayVfFGHG die Entscheidung des Bayerischen
Verfassungsgerichtshofs begehrt, dass der Zustimmungsbeschluss des Bayerischen
Landtags vom 17. Mai 2011 zu mehreren Normen des Rundfunkbeitragsstaatsver-
trages (RBeitrStV) gegen die Bayerische Landesverfassung verstol3t und fir nichtig
erklart wird.? Da die Popularklagerin jenes Verfahrens bundesweit Verkaufsstellen
betreibt, ist sie in allen Bundeslandern von den jeweiligen Landesgesetzen zur Um-
setzung des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages betroffen. Sie hat bereits mehrere Kos-
tenfestsetzungsbescheide erhalten, mit denen die Landesrundfunkanstalten die Ent-
richtung von Rundfunkabgaben verlangen, deren Hohe etwa das Fiinffache der bis
zum Inkrafttreten des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages am 1. Januar 2013 nach

friherem Recht auf sie entfallenden Rundfunkgebiihren betragt.

Da alle Normen der Bayerischen Landesverfassung, deren Verletzung im Popu-
larklageverfahren gertigt wird, eine Entsprechung im Grundgesetz finden, wird im
Folgenden die bisherige Argumentation der Unterzeichner unter Zugrundelegung
der Normen des Grundgesetzes zusammengefasst, um darzulegen, dass die auf den
Rundfunkbeitragsstaatsvertrag gestiitzte Festsetzung von Rundfunkabgaben aus
verfassungsrechtlichen Griinden in keinem Bundesland Bestand haben kann.

B. Rechtliche Wiirdigung

. Verfassungswidrigkeit des § 5 Abs. 1 RBeitrStV (Betriebsstittenbeitrag)

1. VerstoR gegen die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) und
das Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 und 28 Abs. 1 Satz 1 GG)

a. Eingriff in den Schutzbereich der allgemeinen Handlungsfreiheit

Die Regelung des Betriebsstattenbeitrags gemals § 5 Abs. 1 RBeitrStV greift in den
Schutzbereich der allgemeinen Handlungsfreiheit gemald Art. 2 Abs. T GG ein, weil

die Bestimmung eine gesetzliche Zahlungsverpflichtung der Betriebsstatteninhaber

T Az. Vf. 24-VII-12, verbunden mit dem Verfahren eines Privatklagers zu Az. Vf. 8-VII-12.



begriindet. Art. 2 Abs. 1 GG schiitzt vor der Auferlegung gesetzwidriger Zahlungs-

verpflichtungen.2

Die durch Art. 12 Abs. T GG geschiitzte Berufsfreiheit der Betriebsstatteninhaber ist
unseres Erachtens nicht berihrt, da es an einer berufsregelnden Tendenz der Zah-
lungspflicht aus § 5 Abs. 1 RBeitrStV fehlt.3 Es sind auch keine weiteren spezielleren
Freiheitsgrundrechte ersichtlich, hinter die das Grundrecht der allgemeinen Hand-

lungsfreiheit zurlicktreten musste.

b. Mangelnde Rechtfertigung des Eingriffs wegen fehlender Gesetzgebungs-
kompetenz (VerstoR gegen das Rechtsstaatsprinzip gemafl Art. 20 Abs. 3
und Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG)

Der Eingriff in den Schutzbereich des Grundrechts der allgemeinen Handlungsfrei-
heit ist bereits deshalb nicht gerechtfertigt, weil die den Eingriff beinhaltende Norm
formell nicht auf verfassungsmaRige Weise zustande gekommen ist. Die Transfor-
mation des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages in das jeweilige Landesrecht der Bun-
deslander verlasst den Rahmen der durch das Grundgesetz vorgegebenen Gesetz-
gebungskompetenzen. Bei landesrechtlicher Begriindung von Zahlungspflichten
bedarf es im Zusammenhang mit der allgemeinen Handlungsfreiheit der Uberprii-
fung anhand der finanzverfassungsrechtlichen Normen des Grundgesetzes.# Vor-
liegend folgt der Kompetenzverstold daraus, dass § 5 Abs. 1 RBeitrStV in Wirklich-
keit keinen vorteilsabhangigen Beitrag, sondern - wie nachstehend aufgezeigt wird

- eine von jedweder Gruppenniitzigkeit entkoppelte Steuer festsetzt.

Art. 105 GG begriindet als spezielle finanzverfassungsrechtliche Norm Gesetzge-
bungskompetenzen fir Steuern. Dagegen ist flr nichtsteuerliche Abgaben, wie et-
wa Gebihren und Beitrdge, die Gesetzgebungskompetenz aus den allgemeinen
Regeln der Art. 70 ff. GG herzuleiten.>

Fir die Festsetzung einer Steuer fehlt den Landern die Gesetzgebungskompetenz.©
Die Lander haben kein ,Steuererfindungsrecht”. Zudem ist gemals § 10 Abs. 2 RBei-

2 BVerfG, Beschluss vom 12.11.1997 - 1 BvR 479/92, 1 BvR 307/94 - NJW 1998, 519.
3 Ebenso BVerfG, Beschluss vom 22.8.2012 - 1 BVvR 199/11 - NJW 2012, 3423, Rn. 19.

4 BVerfG, Urteil vom 19.03.2003 - 2 BvlL 9/98 u.a. - NVwZ 2003, 715, Rn. 42; BayVerfGH, Ent-
scheidung vom 19.04.2007 - Vf. 17-VII-05 u. a. - BeckRS 2009, 39974, V.1.b.

5 BVerfG, Beschluss vom 22.8.2012 - 1 BvR 199/11 - NJW 2012, 3423, Rn. 19.

6 Jarass, Verfassungsrechtliche Fragen einer Reform der Rundfunkgebiihr, Rechtswissenschaftliches
Gutachten, abrufbar unter: http://www.ard.de/intern/standpunkte/-
/id=1925224/property=download/nid=8236/1jptdxn/)arass,+Verfassungsrechtlichet+Fragen+einer+R
eform+der+Rundfunkgebihr.pdf.pdf, S. 46 ff.; Siekmann, in Sachs, Grundgesetz, vor Art. 104a Rn.
115.


http://www.ard.de/intern/standpunkte/-/id=1925224/property=download/nid=8236/1jpt4xn/Jarass,+Verfassungsrechtliche+Fragen+einer+Reform+der+Rundfunkgebühr.pdf.pdf
http://www.ard.de/intern/standpunkte/-/id=1925224/property=download/nid=8236/1jpt4xn/Jarass,+Verfassungsrechtliche+Fragen+einer+Reform+der+Rundfunkgebühr.pdf.pdf
http://www.ard.de/intern/standpunkte/-/id=1925224/property=download/nid=8236/1jpt4xn/Jarass,+Verfassungsrechtliche+Fragen+einer+Reform+der+Rundfunkgebühr.pdf.pdf

trStV die Rundfunkabgabe an die Landesrundfunkanstalten zu entrichten. Den Lan-
desrundfunkanstalten steht jedoch keine Steuerertragshoheit zu. Art. 106 GG ist zu
entnehmen, dass nur der Bund, die Lander und die Kommunen (sowie gemald
Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 6 WRV die offentlich-rechtlichen Religionsge-
meinschaften) Steuerglaubiger sein konnen.” Die Rundfunkabgabe erweist sich

auch aus diesem Grunde als verfassungswidrig.

Bei der Rundfunkabgabe handelt es sich nicht um einen Beitrag. lhre Bezeichnung
als solcher durch den Gesetzgeber ist nicht malRgeblich. Abzustellen ist auf den ma-
teriellen Gehalt der Abgabe.8

Beitrdge gehoren wie Geblhren zu den sog. Vorzugslasten. Vorzugslasten sind
dadurch gekennzeichnet, dass sie die Kosten fiir eine individuell zurechenbare kor-
respondierende offentliche Leistung abdecken sollen.? Durch einen Beitrag wird
beim Abgabenpflichtigen ein diesem zuflieRender Vorteil abgeschopft. Der Vorteil
muss konkret und einzeln greifbar sein.10 Ausreichend ist die blofe Moglichkeit der
vorteilhaften Nutzung einer offentlichen Leistung fiir den Abgabenpflichtigen. Es
fragt sich bereits, ob (iberhaupt der theoretisch anhand entsprechender Empfangs-
gerate jedermann mogliche Empfang von Rundfunkprogrammen noch ein ,konkre-
ter, einzeln greifbarer” Vorteil sein kann.!? Die neue Rundfunkabgabe wird aber
auch dann féllig, wenn der Abgabepflichtige gar keine Moglichkeit hat, das staatli-
che Rundfunkangebot in Anspruch zu nehmen, weil ihm die Nutzung aus tatsachli-
chen oder rechtlichen Griinden verwehrt ist. Jedenfalls mit dieser Ausdehnung des
Tatbestandes der Abgabenpflicht ist der Boden einer zuldssigen Beitragserhebung

verlassen.

Der Rundfunkbeitragsstaatsvertrag knipft die Abgabenpflicht allein an das Inneha-
ben einer Raumeinheit an, ohne dem Abgabenpflichtigen Gelegenheit zu dem
Nachweis zu geben, dass ihm kein individueller Vorteil durch das Rundfunkangebot
zuflieBt. In der Konsequenz dieser Regelung wird zu Lasten des Abgabenpflichtigen
die Moglichkeit der vorteilhaften Nutzung einer staatlichen Leistung lediglich fin-
giert. Besonders augenfillig wird dies bei Personen, die aufgrund korperlicher oder
geistiger Einschrankungen das Rundfunkangebot nicht wahrnehmen kénnen. Man

denke an blinde und taube Menschen oder Menschen mit sehr eingeschrankten

7 Vogel/Waldhoff, in: Bonner Kommentar zum Grundgesetz, vor Art. 104-115 Rn. 377.

8 BVerfG, Beschluss vom 26.05.1976 - 2 BvR 995/75 - BVerfGE, 42, 223 = NJW 1976, 1837.

9 Jachmann, in: v. Mangoldt/Klein/Stark, Kommentar zum Grundgesetz, Bd. Ill, Art. 105 Rn. 9.

10 BVerfG, Beschluss vom 12.10.1978 - 2 BvR 154/74 - BVerfGE 49, 343, 353 = NJW 1979, 859 f.

1T vgl. zu dieser Voraussetzung Siekmann, in: Sachs, Grundgesetz, vor Art. 104a Rn. 115 m. w.
Nachw.



geistigen Fahigkeiten. Selbst Menschen, die im Koma liegen, waren, sofern sie noch
eine Wohnung besitzen, gebihrenpflichtig. In vielen Unternehmen, offentlichen
Verwaltungen oder sonstigen Einrichtungen werden keine Rundfunkgerite bereit-
gehalten oder der Rundfunkkonsum fiir die Beschaftigten wahrend der Arbeitszeit

ist untersagt.

Freilich mag die Veranstaltung von offentlich-rechtlichem Rundfunk fiir viele Men-
schen auf eine gewisse Art und Weise vorteilhaft sein, wenn man annimmt, dass die
fir eine Demokratie unerldssliche Meinungspluralitat durch sie immer noch mehr
gefordert wird als durch die privaten Sender.12 Ob die offentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten dem heute noch gerecht werden, mag dahingestellt bleiben.!3 Die
Programminhalte der Rundfunkanstalten stimmen eher skeptisch. Ein derartiger Vor-
teil ist jedenfalls nicht hinreichend konkret. Es handelt sich nicht mehr um eine be-
sondere, dem Abgabenpflichtigen individuell zukommende Leistung. Vielmehr stellt
jedenfalls die Finanzierung dieses Vorteils des 6ffentlich-rechtlichen Rundfunks eine

Gemeinlast dar.

Gemeinlasten sind aus Steuermitteln zu bestreiten. Zutreffend ist die Rundfunkab-
gabe in ihrer durch den neuen § 5 Abs. 1 RBeitrStV festgelegten Form deshalb auch
als Steuer einzuordnen. Der grundgesetzliche Begriff der Steuer ist mit dem der
Abgabenordnung identisch.14 Nach der Legaldefinition des §3 Abs. 1 AO sind
Steuern ,Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung fiir eine besondere Leistung
darstellen und von einem offentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von
Einnahmen allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zutrifft, an den das
Gesetz die Leistungspflicht kniipft”. Die Merkmale dieser Begriffsbestimmung wer-
den durch den neue ,Rundfunkbeitrag” erfillt. Wie aufgezeigt, begriindet das
Rundfunkangebot fiir einige Wohnungsinhaber und insbesondere fiir zahlreiche Be-
triebsstatteninhaber keine ,besondere Leistung”. Der jeweilige Landesgesetzgeber
knipft vielmehr die Geldzahlungspflicht an den Tatbestand des Bewohnens einer
Wohnung beziehungsweise das Innehaben einer Betriebsstdtte. Dass die Abgabe
zweckgebunden der Finanzierung des offentlich-rechtlichen Rundfunks dient, steht

ihrer Qualifikation als Steuer nicht entgegen. Der Steuertyp ,Zwecksteuer” ist be-

12 A A. .B. Jens Jessen, Vom Volk bezahlte Verblodung. Warum der offentlich-rechtliche Rundfunk
nicht leistet, wofir er die Gebihren bekommt, in ZEIT Online vom 29.07.2010 (abrufbar unter
http://www.zeit.de/2010/31/Oeffentliche-Anstalten); Joachim Kaiser, Krisenherd Fernsehen. Dumpf-
heit, Grellheit, Dummheit, in Stddeutsche Zeitung Online vom 17.05.2010 (abrufbar unter
http://www.sueddeutsche.de/kultur/krisenherd-fernsehen-dumpfheit-grellheit-dummbheit-1.527894),
Jurgen Bertram, Mattscheibe. Das Ende der Fernsehkultur. Fischer Taschenbuch Verlag, Frankfurt am
Main 2006.

13 vgl. Hans Magnus Enzensberger, Die vollkommene Leere, Der Spiegel vom 16.05.1988, S. 234.
14 BVerfG, Beschluss vom 26. 5. 1976 - 2 BVvR 995/75 - BVerfGE 42, 223, 228 = NJW 1976, 1837 f.



kannt (z. B. Mineralolsteuer) und zulissig.1> Bei einer Zwecksteuer ist der Kreis der
moglichen Abgabepflichtigen - anders als im Falle einer Vorzugslast (s. 0.) - auch

nicht auf den Personenkreis beschriankt, der aus dem Zweck einen Vorteil zieht.16

Mittlerweile haben die Rundfunkanstalten oder deren Gutachter Paul Kirchhof ver-
schiedene Stellungnahmen, Gutachten und Aufsatze lanciert, die die finanzverfas-
sungsrechtliche Zulassigkeit des neuen Rundfunkbeitrags untermauern sollen.1” Die
dort veroffentlichten Ansichten vermogen nicht zu tGberzeugen und bringen inhalt-
lich nichts Neues.

Einen mafigeblichen Grundsatz hat das Bundesverfassungsgericht wie folgt formu-
liert:18

,Zur Wahrung der Geltungskraft der Finanzverfassung bedlirfen nichtsteu-
erliche Abgaben - (iber die Einnahmenerzielung hinaus oder an deren Stel-
le - einer besonderen sachlichen Rechtfertigung. Sie miissen sich zudem
ihrer Art nach von der Steuer, die voraussetzungslos auferlegt und ge-

schuldet wird, deutlich [Hervorhebung nur hier] unterscheiden.”

Legt man diese Pramisse zugrunde, so kann die nach den Regelungen des Rund-
funkbeitragsstaatsvertrages erhobene Abgabe keinesfalls als nichtsteuerliche Abga-
be in Form eines Beitrages klassifiziert werden. Eine besondere sachliche Rechtfer-
tigung konnte nur in der Deckung der Kosten einer individualisierbaren Vorteilsge-
wahrung bestehen. Hieran fehlt es jedoch, da die vermeintlichen Vorteile der Bei-

tragsschuldner vollkommen konturenlos sind.

15 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 02.10.1973 - 1 BvR 345/73 - BVerfGE 36, 66, 70 = NJW 1973,
2099; BVerfG, Beschluss vom 12.10.1978 - 2 BvR 154/74 - BVerfGE 49, 343, 353 = NJW 1979,
859; BVerfG, Beschluss vom 06.12.1983 - 2 BvR 1275/79 - BVerfGE 65, 325, 344 = NJW 1984,
785.

16 BVerfG, Beschluss vom 06.12.1983 - 2 BVR 1275/79 - BVerfGE 65, 325, 344 = NJW 1984, 785.

17 56 hat der SWR ein umfangreiches Gutachten bei Prof. Dr. Hanno Kube in Auftrag gegeben. Ku-
be war 1995 bis 1996 wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut fir Finanz- und Steuerrecht der Uni-
versitiat Heidelberg bei Prof. Dr. Paul Kirchhof, dem geistigen Vater des neuen Rundfunkbeitrags.

18 BVerfG, Urteil vom 19. 3. 2003 - 2 BvL 9/98 u.a. - NVwZ 2003, 715, Rn. 42.



Es ist ein Widerspruch in sich, einerseits von der Abschopfung eines besonderen
Vorteils auszugehen, aber andererseits zu unterstellen, ausnahmslos jeder Inhaber
einer Wohnung, einer Betriebsstatte oder eines Kraftfahrzeuges ziehe einen beson-
deren Nutzen aus dem Angebot des offentlich-rechtlichen Rundfunks. Die Rechtfer-
tigung als Vorzugslast setzt vielmehr voraus, dass die Gruppe der Abgabenpflichti-
gen zumindest individualisierbar ist.19 Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang
der Werbe-Slogan des Beitragsservice der Rundfunkanstalten: ,Einfach. Fir alle.” So

falsch der erste Teil dieses Spruches ist, so entlarvend ist der zweite.

Von der Bayerischen Landeszentrale fir neue Medien wurde ein Vergleich mit der
Verwaltungsgebihr fir die Ausstellung eines Personalausweises gezogen, zu des-
sen Besitz ab Vollendung des 16. Lebensjahres grundsatzlich jede Person mit deut-
scher Staatsangehorigkeit verpflichtet ist. Er gibt jedoch nichts fiir eine nichtsteuerli-
che Abgabe her, denn diese Verwaltungsgebiihr wird gerade nicht allein wegen der
gesetzlichen Verpflichtung zum Besitz eines Personalausweises erhoben, sondern
erst mit der Erflillung der Verpflichtung, einen Personalausweis zu beantragen. Der
korrespondierende Vorteil ist daher im Falle der Ausstellung eines Personalauswei-
ses zweifelsfrei die Erfillung einer gesetzlichen Verpflichtung. Eine derartige oder
auch nur annahernd vergleichbare Vorteilsvermittlung liegt dem ,Rundfunkbeitrag”
nicht zugrunde. Soweit ersichtlich, besteht keine gesetzliche Verpflichtung, die An-

gebote der offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten auch zu konsumieren.

Die Gruppenntzigkeit ldsst sich auch nicht mit dem Hinweis darauf konstruieren,
dass die Regelungen des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages an das Innehaben von
Raumeinheiten anknipft. Deren Inhaber kénnen nicht als im Vergleich zur Allge-
meinheit bevorteilte Gruppe angesehen werden, weil erstens nicht in allen Raum-
einheiten von den Angeboten des offentlich-rechtlichen Rundfunks profitiert wer-
den kann und weil zweitens das Vorhalten eines Raumes auch nicht Voraussetzung
fir Rundfunkempfang ist, sondern - wie die Urheber des Rundfunkbeitragsstaats-
vertrages in der Begriindung selbst ausfiihren - im Rahmen der ,fortschreitenden

Medienkonvergenz“20 mobile und portable Gerite zu beriicksichtigen sind. Das

19 Degenhart, K&R 2013, Beihefter 1 zu Heft 3, S. 10 m. w. Nachw.
20 BayLT-Drs. 16/7001, S. 11.



10

Merkmal der Raumeinheit ist daher einerseits zu weit und andererseits zu eng, um
eine Differenzierung von der Allgemeinheit herbeizufiihren. Das Merkmal ist insge-

samt nicht geeignet, eine Vorzugslast zu rechtfertigen.

Unbeachtlich ist auBerdem der Umstand, dass Abgaben auf der Grundlage des
Rundfunkbeitragsstaatsvertrages gezielt fir die Finanzierung des offentlich-
rechtlichen Rundfunks erhoben werden. Diese Zweckbindung spricht weder fiir ei-
nen Beitrag noch gegen eine Steuer. Die Freiheit von Zweckbindungen ist kein We-
sensmerkmal und kein Definitionsmerkmal der Steuer und erst recht keine verfas-
sungsrechtliche Voraussetzung; vielmehr sind Zweckbindungen ,auch bei Steuern
moglich und keine Seltenheit“21. Es ist daher konsequent, den ,Rundfunkbeitrag”
als Zwecksteuer zu qualifizieren.22 Der Rundfunkbeitrag dient keineswegs nur der
Finanzierung des offentlichen Rundfunks, sondern aus ihm werden dartiber hinaus

die

— Aufsicht der Landesmedienanstalten,

— die Forderung Offener Kandle,

— die Forderung von landesrechtlich gebotener technischer Infrastruktur zur
Versorgung des Landes,

— Formen der nichtkommerziellen Veranstaltung von lokalem und regionalem
Rundfunk

— Projekte zur Forderung der Medienkompetenz, sowie

— die Forderung von Projekten fiir neuartige Rundfunkibertragungstechniken

finanziert (§ 1 RBeitrStV i.V.m. § 40 Abs. 1 RStV in der seit dem 01.01.2013 gelten-

den Fassung).

Ferner kommt es nicht darauf an, ob das haushaltsrechtliche Prinzip der Gesamtde-
ckung (§ 8 Satz 1 BHO) gewahrt wird, die Einnahmen also in den allgemeinen
Staatshaushalt flieken, denn damit ist lediglich ein RechtmaRigkeitsmalistab ange-
sprochen und kein Definitionsmerkmal fiir die Abgrenzung von Steuern und Vor-
zugslasten.23 Der Umstand, dass sich die Rundfunkabgabe bei zutreffender Einstu-
fung als Steuer ebenfalls als rechtswidrig erweist, darf nicht zu einer Verwdsserung

der Abgrenzung von Gemeinlasten und Vorzugslasten fiihren.

21 Korioth/Koemm, DStR 2013, 833, 835 m. w. Nachw.

22 ausfiihrlich dazu Degenhart, K&R 2013, Beihefter 1 zu Heft 3, S. 11 ff.; Terschiren, Reform der
Rundfunkfinanzierung, S. 142 ff. und S. 162.

23 Korioth/Koemm, DStR 2013, 833, 835; Terschiiren, Reform der Rundfunkfinanzierung, S. 144,
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C. Mangelnde Rechtfertigung des Eingriffs wegen VerstoBes gegen das
Ubermaliverbot und das Kostendeckungsprinzip

Die jingste Rundfunkrechtsinderung verfolgt unter anderem das Ziel, das Abga-
benaufkommen gegeniiber dem Zustand unter der Geltung des Rundfunkgebiih-
renstaatsvertrages stabil zu halten.24 In der Literatur weist Degenhart2> mit Gber-
zeugenden Argumenten darauf hin, dass die Behauptung der Aufkommensneutrali-
tat in mehrfacher Hinsicht unplausibel ist:

,Wenn das geltende Recht mit erheblichen Vollzugsdefiziten behaftet ist -
eben deshalb soll es ja reformiert werden - und wenn in GrofSstadten die
Teilnehmerdichte bei unter 80 % liegt, andererseits aber mit dem Haushalts-
beitrag eine Teilnehmerdichte von annahernd 100 % erreicht werden soll, so
ist die Annahme, dass bei gleichbleibender Héhe des Beitrags Mehreinnah-
men erzielt werden, naheliegend. Andererseits sind jene bisher gebiihren-
pflichtigen Tatbestande, die nunmehr durch den einheitlichen Haushaltsbei-
trag mit abgedeckt werden, wie etwa Rundfunkgerate volljahriger Familienan-
gehoriger oder Empfangsgerate in privat genutzten Kraftfahrzeugen, die nicht
von der Geblihrenbefreiung des § 5 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 RGebStV flir Zweit-
gerate erfasst werden [Fn. 53: S. zu den verschiedenen Fallkonstellationen
Gohmann/Naujock/Siekmann, in: Hahn/Vesting, Rundfunkrecht, 2. Aufl.
2008, § 2 RGebStV Rn. 35], bisher typischerweise erheblichen Vollzugsdefizi-
ten ausgesetzt. Insoweit ist also nicht mit einschneidenden Mindereinnahmen

zu rechnen.

Mehreinnahmen sind auch zu erwarten durch den Wegfall der Unterschei-
dung zwischen Grundgebiihr und Fernsehgebiihr nach § 8 Nr. 1 und Nr. 2
RFinStV zu Gunsten des einheitlichen Rundfunkbeitrags in Hohe von Grund-
gebtihr und Fernsehgebtihr - sodass auch fiir den beitragspflichtigen PC die
volle Gebuihr anfallt, wahrend etwa das Bundesverwaltungsgericht die Ver-
haltnismalSigkeit der PC-Gebuihr ausdriicklich mit der geringeren Hohe der
Grundgebiihr begriindet [Fn. 54: BVerwG, Urt. v. 27.10.2010 -Aktenzeichen 6
C 12.09, Tz. 48]. Bei gleichbleibender Hohe der vom Einzelnen geschuldeten
Abgabe oder sogar gegentiber der bisherigen Grundgeblihr erh6htem Beitrag
einerseits, deutlicher Ausweitung der Gebtihrentatbestande andererseits kann
das Ergebnis nur eine entsprechend signifikante Steigerung des Aufkommens

im privaten Bereich sein, auch wenn hierflir noch keine tragfahigen Berech-

24 Vgl. die Begriindung zum Finfzehnten Rundfunkanderungsstaatsvertrag, BayLT-Drs. 16/7001, S.
2.

25 7UM 2011, 193, 198.
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nungen vorgelegt wurden [Fn. 55: Lt. einer Berechnung im Handelsblatt vom
23.9.2010, S. 24, wiirden bei 40,08 Mio. Haushalten laut Statistischem Bun-
desamt und einer konstanten Befreiungsquote von neun Prozent Mehrein-
nahmen von etwa 600 Mio. EUR generiert] und auch im Gutachten der An-
stalten nur davon die Rede ist, dass flir den einzelnen Rundfunkteilnehmer die
Geblihr gleichbleiben soll [Fn. 56: Kirchhof, Rechtsgutachten, aaO. (Fn. 10), S.
51]. Verstarkt noch sind Mehreinnahmen im nichtprivaten Bereich zu erwarten
[Fn. 57: Derzeit soll das gesamte Rundfunkgebiihrenautkommen der gewerb-
lichen Wirtschaft bei ca. 435 Mio. EUR liegen, so eine dem Bundesverband
der Autovermieter Deutschland e.V. durch die GEZ erteilte Auskunft vom
14.4.2010; allein die Beitragsbelastung fiir die im gewerblichen Bereich zum
1.1.2010 zugelassenen 8,437 Mio. Kraftfahrzeuge wiirde ein Geblihrenauft-
kommen von ca. 600 Mio EUR generieren; hinzu kommen geschatzte 350
Mio. EUR aus der Betriebsstattenabgabe (Quelle: Handelsblatt vom
23.9.2010, S. 24)].”

Da nach den vorstehenden Darlegungen davon auszugehen ist, dass allein wegen
der Verbreiterung der Beitragsbasis (Erfassung zusatzlicher Abgabenschuldner) mit
Mehreinnahmen zu rechnen ist, fehlt es an einer sachlichen Begriindung fiir die
Mehrbelastung bestimmter nicht-privater Abgabenschuldner, deren Abgabenlast
signifikant steigen wird (dazu auch noch weiter unten). Dabei ist das Gebot der
Aufkommensneutralitat nicht nur ein politisches Desiderat, sondern gleichsam ver-
fassungsrechtlich begriindet: Der Gesetzgeber darf die Finanzierung der Rundfunk-
anstalten nicht tGiber das MaR des Funktionsnotwendigen hinaus ausweiten.26 Die
Abgabenlast muss flir den zur Rundfunkfinanzierung herangezogenen Biirger ver-
haltnismaRig sein.2” Sie ist es nicht, wenn der Staat mit der Abgabe mehr Einnah-
men erzielt, als zur Rundfunkfinanzierung erforderlich ist. Der Finanzbedarf der
Rundfunkanstalten wird von der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der
Rundfunkanstalten (KEF) ermittelt. Es ist nicht bekannt, dass die KEF zum Inkrafttre-
ten der neuen Finanzierungsregelungen einen hoheren Finanzbedarf der Anstalten
festgestellt hatte. Die neue Rundfunkabgabe verstof3t mithin, da mit ihr deutliche
Mehreinnahmen fiir die Rundfunkanstalten zu erwarten sind, gegen das UbermaR-
verbot. Dass bei einem gegentber dem erforderlichen Maly erhéhten Abgabenauf-
kommen die Hohe der Abgabe nachtraglich reduzierend angepasst werden konnte,

ist unerheblich. Der Gesetzgeber muss die Folgen seiner Neuregelung bereits zum

26 Degenhart, ZUM 2011, 193, 199 unter Hinweis auf BVerfGE 119, 181, 219.

27 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 06.10.1992 - 1 BvR 1586/89, 1 BVR 487/92 - BVerfGE 87, 181, 201
= NJW 1992, 3285: ,Die Heranziehung Dritter durch eine Geldleistungspflicht ist aber nur in dem
Mal} gerechtfertigt, das zur Funktionserflllung geboten erscheint.”.
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Zeitpunkt deren Inkrafttreten auf tauglicher Grundlage und methodisch ord-
nungsgemal prognostizieren.28 Wenn das Ziel der gesetzlichen Neuregelung der
Rundfunkgebihren war, das Abgabenaufkommen gegeniiber dem Zustand unter
der Geltung des alten Rundfunkgebihrenstaatsvertrages stabil zu halten, dann muss
die insoweit angestellte Prognose des Gesetzgebers vertretbar sein. Hierzu hat das

Bundesverfassungsgericht formuliert:29

,Dieser Mal3stab verlangt, dals der Gesetzgeber sich an einer sachgerechten
und vertretbaren Beurteilung des erreichbaren Materials orientiert hat. Er mul3
die ihm zuganglichen Erkenntnisquellen ausgeschopft haben, um die voraus-
sichtlichen Auswirkungen seiner Regelung so zuverlassig wie moglich abschat-

zen zu koénnen und einen VerstolS gegen Verfassungsrecht zu vermeiden.”

Es ist nicht erkennbar, dass hier aus bereits vorliegendem statistischem Material
Gberhaupt eine Prognose tber die Wirkung der neuen Regelung erfolgt ist. Viel-
mehr legen Presseberichte nahe, dass genau dies nach Kréften vermieden werden
sollte.30

Will man die neue Rundfunkabgabe entgegen der hiesigen Meinung nicht als Steu-
er, sondern als Beitrag ansehen, wiirde sie zudem gegen das grundgesetzliche Ge-
bot verstoRen, dass Vorzugslasten von Steuern abgrenzbar sein miissen.31 Beitrage
sind kostendeckend zu erheben (Kostendeckungsprinzip). Werden Beitrage Gber
das Mals des zur Kostendeckung Erforderlichen erhoben, schopfen sie also nicht al-
leine einen Sondervorteil ab, so werden die Beitragszahler verbotenerweise ver-
steckt zur Finanzierung des allgemeinen Finanzbedarfs des Staates herangezo-
gen.32 Die allgemeine Staatsfinanzierung hat anhand des Abgabentyps ,Steuer” zu

erfolgen.33

Die Rundfunkabgabe verletzt selbst im Falle ihrer Einstufung als Vorzugslast das

Kostendeckungsprinzip und verstoRt damit gegen das Ubermalverbot. Das Bun-

28 vg|. Degenhart, ZUM 2011, 193, 199.

29 BVerfG, Urteil vom 01.03.1979 - 1 BvR 532/77, 1 BvR 533/77, 1 BvR 419/78, 1 BvL 21/78 -
NJW 1979, 699.

30 Die Super-Meldebehérde, FAZ vom 07.09.2010; Lieber Aufwand reduzieren als Gebiihren erho-
hen, FAZ vom 28.09.2010.

31 Vgl. Jachmann, in: von Mangoldt/Klein/Starck, Kommentar zum Grundgesetz, Bd. 3, Art. 105 Rn.
7.

32 Heintzen, in: v.Minch/Kunig, Band 2, 6. Aufl., Art. 105 Rn. 20.

33 BVerfG, Beschluss vom 11.10.1994 - 2 BvR 633/86 - BVerfGE 91, 186, 201 = NJW 1995, 381;
BVerfG, Urteil vom 07.05.1998 - 2 BvR 1991/95 u. 2004/95 - BVerfGE 98, 106, 108 = NJW 1998,
2341; BVerfG, Urteil vom 06.07.2005 - 2 BvR 2335/95 u. 2391/95 - BVerfGE 113, 128, 145 =
NVwZ 2005, 1171.
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desverfassungsgericht betont eine besondere Rechtfertigungsbeddrftigkeit fir

nichtsteuerliche Abgaben auch ihrer Hohe nach:34

J[...] Zwar bestehen gegen die Erhebung von Gebiihren, die wie die Beitrage
als so genannte Vorzugslasten zu den "klassischen" Abgabenarten und zum
tradierten Bestand staatlicher Tatigkeit gehoren (vgl. BVerfGE 34, 52 <61>; 92,
91 <113>), keine grundsatzlichen Bedenken, denn sie sind dem Grunde nach
durch ihre Ausgleichsfunktion sachlich besonders gerechttfertigt (vgl. BVerfGE
93, 319 <343 t.>). Jedoch kann ihre konkrete gesetzliche Ausgestaltung, insbe-
sondere ihre Bemessung, mit der Begrenzungs- und Schutzfunktion der bun-
desstaatlichen Finanzverfassung kollidieren (BVerfGE 93, 319 <343 f.,, 347>;
97, 332 <343>). Auch fiir die Gebiihrenbemessung gilt: Die grundgesetzliche
Finanzverfassung verlére ihren Sinn und ihre Funktion, wenn unter Riickgriff
auf die Sachgesetzgebungskompetenzen unter Umgehung der finanzverfas-
sungsrechtlichen Verteilungsregeln beliebig hohe Gebiihren erhoben werden

kénnten.

Die zentrale Zulassigkeitsanforderung an nichtsteuerliche Abgaben, eine be-
sondere sachliche Rechtfertigung, die den bloflen Einnahmenerzielungszweck
erganzt oder ersetzt, wirkt deshalb (auch) bei Geblihren jedentalls in zweierlei
Richtung. Nicht nur die Erhebung der Gebiihr dem Grunde nach bedarf der
Rechtfertigung; rechtfertigungsbediirftig ist die Gebliihr auch der Hohe nach.
Auch ihre Bemessung, insbesondere die Hohe des Geblihrensatzes, bedarf
kompetenzrechtlich im Verhaltnis zur Steuer einer besonderen, unterschei-
dungskraftigen Legitimation (vgl. Vogel, Grundziige des Finanzrechts des
Grundgesetzes, in: HStR Bd. IV, 2. Aufl., 1999, § 87 Rn. 87, 96 f. m.w.N.).

Die Hohe der Geblihr ist wesentlich nach der Finanzierungsverantwortlichkeit
zu bestimmen, die der Gesetzgeber durch die Ausgestaltung des konkreten
Geblihrentatbestands eingefordert hat (vgl. P. Kirchhof, Staatliche Einnahmen,
in: HStR Bd. IV, 2. Aufl, 1999, § 88 Rn. 198). Die Bemessung der Gebdihr ist
verfassungsrechtlich gerechtfertigt, wenn ihre Hohe durch zulassige Geblih-
renzwecke (1), die der Gesetzgeber bei der tatbestandlichen Ausgestaltung

erkennbar verfolgt (2), legitimiert ist.

(1) Die Gebiihr ist ein abgabenrechtliches Instrument, mit dem zulassiger-

weise unterschiedliche Zwecke verfolgt werden kénnen.

34 BVerfG, Urteil vom 19.03.2003 - 2 BvL 9/98 - NVwZ 2003, 715, Rn. 53 f.
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(a) Die sachliche Rechtfertigung der Gebiihrenh6he kann sich jedenfalls aus
den Gebliihrenzwecken der Kostendeckung, des Vorteilsausgleichs, der Ver-

haltenslenkung sowie aus sozialen Zwecken ergeben.

Anerkannt ist, dass die Kostendeckung ein legitimer Gebtihrenzweck ist. Mit
Gebiihren wird regelmaliig die besondere Zweckbestimmung verfolgt, Ein-
nahmen zu erzielen, um spezielle Kosten der individuell zurechenbaren o6ffent-
lichen Leistung ganz oder teilweise zu decken (vgl. BVerfGE 50, 217 <226>;
97, 332 <345>; Wilke, Gebiihrenrecht und Grundgesetz, 1973, S. 265).”

Von den genannten Maoglichkeiten, die Abgabenhohe zu rechtfertigen, kommt hier
nur die Kostendeckung in Betracht. Angesichts dieses allein denkbaren Rechtferti-
gungsgrundes liegt es auf der Hand, dass das zu erwartende Abgabenaufkommen

nicht auBer Verhaltnis zu den abzudeckenden Kosten stehen darf.

Die zugunsten des Gesetzgebers bestehenden Spielraume ebenso wie deren Gren-
zen macht das weitere Zitat aus derselben Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts deutlich:3>

,In erster Linie steht es in der Entscheidung des Gesetzgebers, welche Gebiih-
renmalstabe und Geblihrensatze er fiir eine individuell zurechenbare offentli-
che Leistung aufstellen und welche (ber die Kostendeckung hinausreichen-
den Zwecke er mit einer Gebiihrenregelung anstrebt (vgl. BVerfGE 50, 217
<226 f.>; 97, 332 <345>). Die verfassungsrechtliche Kontrolle der gesetzgebe-
rischen Gebiihrenbemessung, die ihrerseits komplexe Kalkulationen, Bewer-
tungen, Einschatzungen und Prognosen voraussetzt, darf daher nicht iber-

spannt werden.”

Dies vorausgeschickt, zeigt sich hier, dass die verfassungsrechtlich erforderliche
Rechtfertigung der Abgabenerhebung auch der Hohe nach nicht gegeben ist. Es
fehlt bereits an Kalkulationen, Bewertungen, Einschdtzungen und Prognosen, die
der Normgeber der Beitragserhebung hitte zugrunde legen missen. Soweit den
Normbetroffenen Zahlenmaterial zur Verfligung steht, ldsst dieses deutliche Steige-

rungen des Abgabenaufkommens erwarten.

Die aus dem Lager der Rundfunkanstalten abgegebenen Stellungnahmen sind nicht
geeignet, die unter dem Gesichtspunkt des UbermaRverbotes und des Kostende-
ckungsprinzips erhobenen Einwdnde zu entkrdften. Dies gilt zundchst fir die Aus-
fihrungen, dem Rundfunkbeitragsstaatsvertrag liege keine Prognose des Abgaben-

aufkommens zugrunde, weil diese nicht moglich und mit Blick auf die Anrechnung

35 BVerfG, Urteil vom 19.03.2003 - 2 BvL 9/98 - NVwZ 2003, 715, Rn. 62.
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eventueller Uberschiisse auf Folgezeitrdume gemafRs § 3 Abs. 2 Satz 3 des Rund-

funkfinanzierungsstaatsvertrages (RFinStV) nicht erforderlich sei.

Der Vortrag zur Unmdoglichkeit und Entbehrlichkeit von Prognosen des Abgaben-
aufkommens ist bemerkenswert, wurde doch von den Urhebern des Rundfunkbei-
tragsstaatsvertrages proklamiert:36

,Die Umwandlung der Finanzierungsform gewahrleistet nach derzeitigem
Kenntnisstand und auf der Grundlage des vorhandenen Datenmaterials zu-

dem Beitragsstabilitat und Autfkommensneutralitat.”
Weiter heil’t es dort:37

,Auch die Aufteilung des Beitragsautkommens zwischen privatem Bereich und

Unternehmen sowie der 6ffentlichen Hand bleibt grundsatzlich gleich.”

Das fiihrt zu der Frage, auf welcher Grundlage diese Aussagen in der Begriindung
der Neuregelung getroffen wurden und weshalb bislang keine Berechnungen des
zu erwartenden Abgabenaufkommens vorgelegt worden sind. Uber die Griinde
hierfiir lasst sich nur spekulieren: Im schlimmsten Fall existieren iberhaupt keine Er-
hebungen und Berechnungen. Dann wiare die Abgabenhohe willkirlich bemessen.
Naher liegt hingegen, dass die Rundfunkanstalten ihre durchgefiihrten Kalkulatio-

nen bewusst nicht offenlegen wollen.

Unbestritten bestehen Schwierigkeiten bei der Vorauskalkulation des Abgabenauf-
kommens. Fir eine exakte Berechnung existieren zu viele Variablen. Diese Um-
stinde entbinden den Normgeber jedoch keinesfalls von der Pflicht, das voraus-
sichtliche Abgabenaufkommen zumindest ndherungsweise zu kalkulieren und die
Schatzung bei der Bemessung der Abgabenhohe zugrunde zu lagen. Nicht ohne
Grund verbindet schlieBlich das Bundesverfassungsgericht die Feststellung eines
verfassungsgerichtlich nicht tGberprifbaren Spielraums mit der Feststellung, dass die
gesetzgeberische Bemessung nichtsteuerlicher Abgaben ,komplexe Kalkulationen,
Bewertungen, Einschatzungen und Prognosen voraussetzt“38. Auch in der verwal-

tungsgerichtlichen Rechtsprechung ist anerkannt, dass gravierende Kalkulations-

36 Begriindung zum 15. Rundfunkidnderungsstaatsvertrag, BayLT-Drs. 16/7001, S. 11.
37 Begriindung zum 15. Rundfunkinderungsstaatsvertrag, BayLT-Drs. 16/7001, S. 11.
38 BVerfG, Urteil vom 19.03.2003 - 2 BvL 9/98 - NVwZ 2003, 715, Rn. 62.
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mangel und erst recht das Fehlen einer nachvollziehbaren Kalkulation die Unwirk-

samkeit der Abgabennormen zu Folge haben.3?

Vor diesem Hintergrund erstaunt es, dass die fiir den Rundfunkbeitragsstaatsvertrag
streitenden Beteiligten nicht einmal in den jetzt laufenden Gerichtsverfahren An-
strengungen unternehmen, den begriindeten Beflirchtungen einer Kostenliberde-
ckung aufgrund erheblicher Steigerungen des Abgabenaufkommens durch konkre-
te Darlegungen entgegenzutreten, und stattdessen die Unergiebigkeit von Progno-
sen behaupten. Mitnichten hat die Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs
der Rundfunkanstalten (KEF) in ihrem 18. Bericht (Dezember 2011), eine Rechtferti-
gung fur den Verzicht auf Prognosen geliefert. Da der hier maRgebliche Rundfunk-
beitragsstaatsvertrag als Bestandteil des 15. Rundfunkdnderungsstaatsvertrages im
Dezember 2010 unterzeichnet wurde und die meisten Landerzustimmungsgesetze
im Juni 2011 verkindet wurde, ist der im Dezember 2011 veroffentlichte Bericht
der KEF bereits aus zeitlichen Griinden nicht geeignet, eine Kalkulation des Abga-
benaufkommens zu ersetzen oder auch nur Einfluss darauf zu nehmen. Die KEF hat
auch nicht die Auffassung vertreten, eine Prognose sei objektiv unmdglich, sondern
sie hat lediglich festgestellt, dass ihr zum Zeitpunkt der Erstellung ihres 18. Berichts

keine hinreichenden Erkenntnisse zur Verfiigung standen.40

Die Urheber des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages mussten sich unabhdngig von
den Ausfiihrungen der KEF Gedanken tber das voraussichtliche Abgabenaufkom-
men machen und berufen sich ja auch ausweislich der Begriindung auf eine ihnen
zur Verfligung stehende Datengrundlage.4! Diese Datengrundlage hitte allerdings
offengelegt werden mussen, um die Parlamente der Lander in die Lage zu verset-
zen, ihr gesetzgeberisches Ermessen auszuiiben. Dies ist zweifelsfrei nicht gesche-
hen, womit ein weiteres Legitimationsdefizit des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages
angesprochen ist: Der Rundfunkbeitragsstaatsvertrag ist unter maRgeblicher Beteili-
gung der beginstigten Rundfunkanstalten formuliert worden. Die Landesparlamen-
te haben die darin zum Ausdruck kommenden Wertungen und Wunschvorstellun-
gen der Rundfunkanstalten Glbernommen, ohne iber die erforderliche Tatsachenba-
sis zu verfligen. Mit den Anforderungen der Gewaltenteilung und des Demokratie-

prinzips ist dies nicht zu vereinbaren.

39 Vgl. VGH Mannheim, Beschluss vom 27.02.1996 - 2 S 1407/94 - NVwZ-RR 1996, 593, 594;
OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 17.02.2004 - 12 A 10826/03.0VG - Juris; OVG Sachsen-Anhalt,
Urteil vom 27.07.2006 - 4 K 253/05 - Juris; VG Ansbach, Urt. vom 29.10.2008 - AN 11 K08.01161
- www.vgh.bayern.de/vgansbach/documents/08a01161u.pdf.

40 KEF, 18. Bericht, 2011, Tz. 380: ,So liegen im Rundfunkgebihrenrechnungswesen der GEZ die fiir
die neuen Anknilpfungspunkte bendétigten Teilnehmerinformationen bisher nicht vollstandig vor.”

41 7 .B. BayLT-Drs. 16/7001,S. 11.
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Statt eine Uberpriifung durchzufiihren und sich die fiir eine sachgerechte Beschluss-
fassung erforderliche Erkenntnis zu verschaffen, haben sich die Bundeslander mit

Ermahnungen und Wiinschen begniigt:42

,Die Freie und Hansestadt Hamburg, das Land Niedersachsen, der Freistaat
Sachsen und das Land Sachsen-Anhalt unterstreichen, dass fiir die Akzeptanz
des neuen Finanzierungssystems eine aufkommensneutrale Gestaltung ent-

scheidend ist.”

Die Firsprecher des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages meinen offenbar, die Erstel-
lung einer Gebihrenkalkulation oder ihre Offenlegung sei entbehrlich mit Blick auf
§ 3 Abs. 2 Satz 3 des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages (RFinStV). Sie (iberse-
hen dabei allerdings, dass nach dieser Vorschrift zwar Uberschiisse am Ende einer
Beitragsperiode vom Finanzbedarf fiir die folgende Beitragsperiode abgezogen
werden, dies jedoch keinen unmittelbaren Riickfluss an die Abgabenpflichtigen be-
deutet. Wenn am Ende der Beitragsperiode die Abgabenhohe neu festgelegt wird,
ist nicht sichergestellt, dass dann die Abgabenpflichtigen das zuriickerhalten, was
sie urspriinglich zu viel bezahlt haben. Den Malistab muss namlich der individuelle
Abgabenpflichtige bilden, da er auch fiir die Erfillung seiner Abgabenpflicht einzu-
stehen hat. Der individuelle Abgabenpflichtige kann jedoch in der Zeit bis zur
nachsten Beitragsperiode mit einer anderen Person zusammengezogen, beitragsbe-
freit, ausgewandert oder sogar verstorben sein. Es ist klar, dass es sich dabei auch
nicht um zu vernachlassigende Einzelfille handelt. Hinzu kommt, dass gesetzlich
auch nicht sichergestellt ist, dass im Falle der Reduzierung des Finanzbedarfs fir die
folgende Beitragsperiode wegen der Vereinnahmung von Uberschiissen die ,Bei-
trage” prozentual im selben Umfange zu reduzieren sind. Die Lander sind nicht da-
ran gehindert, etwa den ,Beitrag” fiir Betriebsstatten geringer zu reduzieren als den

fir den privaten Bereich.

Dariiber hinaus kénnen ,Uberschiisse am Ende der Beitragsperiode” nur dann
,vom Finanzbedarf fir die folgende Beitragsperiode abgezogen” werden, wie es in
§ 3 Abs. 2 Satz 3 RFinStV heilt, wenn es iiberhaupt Uberschiisse gibt. Erhéhte sich
jedoch das Ausgabenvolumen der Rundfunkanstalten im gleichen Mal%e, so gabe es
auch nichts mehr, was abgezogen werden konnte. Eine durchsetzbare Verpflich-
tung zur Sparsamkeit oder gar eine Deckelung der Ausgaben enthdlt der RFinStV
gerade nicht. Vielmehr sind die Rundfunkanstalten weitgehend frei darin, so viel zur

Finanzierung ihrer Aufgaben ausgeben, wie sie es fir richtig halten. Und bislang hat

42 vg|. die Protokollerklirungen der Linder zum Fiinfzehnten Rundfunkinderungsstaatsvertrag,
BaylLT-Drs. 16/7001, S. 11.
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es noch keine Periode in der Geschichte der Rundfunkanstalten gegeben, in der ih-

re Ausgaben nicht kontinuierlich gestiegen waren.

Unabhidngig davon erscheint es auch nicht zuldssig, dass der 6ffentlich-rechtliche
Rundfunk fir die Zeit bis zur folgenden Beitragsperiode ein zinsloses Darlehn er-
hélt. Auch die Gewahrung eines zinslosen Darlehns stellt eine Leistung dar, der hier
indes keine dquivalente Gegenleistung gegenibersteht.

Mehrere Feststellungen im 18. Bericht der KEF und neueste statistische Erkenntnisse
bestatigen die in Bezug genommenen Ausflihrungen von Degenhart43 zusatzlich.
Die Vorgehensweise der Beitrags-Befiirworter, der Offentlichkeit die angeblich vor-
handene Datengrundlage vorzuenthalten, die Darlegung einer Kalkulation zu ver-
weigern und stattdessen einzelne Annahmen der Normbetroffenen bei dem Ver-
such einer groben Schatzung des Abgabenaufkommens in Zweifel zu ziehen, soll

dabei hier nicht weiter kommentiert werden.

Die KEF hat sich zwar in ihrem 18. Bericht nicht imstande gesehen, das zu erwar-
tende Abgabenaufkommen ab dem 2013 zu beziffern, sie hat aber keinen Zweifel
daran gelassen, dass sie von Steigerungen des Aufkommens ausgeht, wie sich aus
den folgenden Zitaten aus dem 18. Bericht der KEF ergibt:

,Aus der Differenz zwischen der Gesamtzahl beitragspflichtiger Wohnungen
und dem aus dem TNK-Bestand der GEZ abgeleiteten Wohnungsbestand

ergibt sich rechnerisch ein zusatzliches Ertragspotenzial. 44

,Aus der Differenz zwischen der Gesamtzahl der Betriebsstatten mit sozialver-
sicherungspflichtigen Beschaftigten nach Angabe der BA und den bei der GEZ
erfassten Betriebsstatten ergibt sich demnach rechnerisch ein zusatzliches Bei-

tragspotenzial 4>

,Aus der Differenz zwischen der sich aus der Statistik des Kraftfahrt-
Bundesamtes ergebenden Anzahl nicht-privater Kfz und der bei der GEZ er-

fassten Anzahl ergibt sich rechnerisch ein zusatzliches Ertragspotenzial.“46

Soweit die offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten meinen, wegen der maligebli-
chen Anzahl der Wohnungen statt der Anzahl der Haushalte und wegen des Riick-

gangs der Bevolkerungszahl in Deutschland seien Einnahmezuwédchse im privaten

43 ZUM 2011, 193, 198; K&R 2013, Beihefter 1 zu Heft 3, S. 24.
44 KEF, 18. Bericht, 2011, Tz. 390.
45 KEF, 18. Bericht, 2011, Tz. 395.
46 KEF, 18. Bericht, 2011, Tz. 399.
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Bereich unrealistisch, sei auf die jingste Veroffentlichung des Statistischen Bundes-
amtes ,Zensus 2011 verwiesen.4” Darin wird die Zahl der Wohnungen in Deutsch-
land mit 41,3 Millionen angegeben. Weiter heilt es in der Pressemitteilung: ,In Ge-
bauden mit Wohnraum ohne Wohnheime und ohne bewohnte Unterkiinfte gab es
40,8 Millionen Wohnungen - das waren 500 000 mehr als in der bislang giiltigen
Fortschreibung des Wohnungsbestandes.” Allein diese 500 000 Wohnungen wiir-
den ein jahrliches Rundfunkbeitragsaufkommen in Héhe von 107,9 Mio. EUR gene-
rieren. Der Umstand, dass im Vergleich zu den bisherigen statistischen Annahmen
die Bevolkerungszahl niedriger und die Zahl der Wohnungen hoher ist, erklart sich

offenbar mit einem weiter verstarkten Trend zu Single-Haushalten.

Insgesamt konnten Birger und Unternehmen kiinftig 1,55 Mrd. Euro mehr durch
den neuen Rundfunkbeitrag zahlen, so hat der Autovermieter Sixt berechnen las-
sen; davon sollen 950 Millionen auf die Wirtschaft entfallen und 600 Millionen auf
die privaten Haushalte.#® Verbande der Wirtschaft beziffern die Steigerungsrate auf
1.700 Prozent.#?2 Der neue ARD-Vorsitzende Lutz Marmor rdaumte ein: ,Bei Firmen

mit vielen Filialen kann ich die Beschwerden teilweise nachvollziehen.”59,

Aus bekannt gewordenen Pressemeldungen konnen folgende konkrete Steigerun-

gen fir Unternehmen und Stadte und Gemeinden entnommen werden:

Unternehmen / Bisher Neuer Betrag bzw. | Prozent der al- Quelle
Kommunale Korper- Steigerungsrate ten Rundfunk-
schaft gebiihr

Bahn-Tochter DB Netz | 26.000 EUR 472.000 EUR 1.815 % Der Tagesspie-
gel vom
07.01.2013

dm Drogeriemarkt 94.000 EUR 266.000 EUR 283 % Focus Money
Online vom
10.01.2013

Buchhandelskette De- 553 EUR 6.635 EUR 1.200 % Handelsblatt,

cius (12 Betriebsstat- 07.01.2013

ten)

47 Pressemitteilung Nr. 188 vom 31.5.2013.

48 Der Tagesspiegel Online vom 07.01.2013, abrufbar unter:

http://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/ard-und-zdf-neue-rundfunkgebuehr-kommt-unternehmen-

teuer/7593740.html.

49 Lebensmittel Zeitung vom 11.01.2013, S. 32.

50 Wirtschaftswoche vom 10.01.2013, Rossmann klagt gegen Rundfunkbeitrag - Chaos bei Abbu-

chungen.
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Parfumerie Pieper, 2.685 EUR 9.709 EUR 362 % Der Westen
Herne (120 Filialen) vom
08.01.2013
Douglas Holding 70.000 EUR 393.000 EUR 561 % Der Westen
vom
08.01.2013
Gemeinde Marienhei- 1.000 EUR 1.500 EUR 150 % Kolnische
de Rundschau On-
line vom
23.01.2013
Gemeinde Denklingen Vervierfachung der 400 % Kolnische
Kosten Rundschau On-
line vom
23.01.2013
Gemeinde Engelskir- Verflinffachung der 500 % Kolnische
chen Kosten Rundschau On-
line vom
23.01.2013
Ostprignitz-Ruppiner 80 % mehr 180 % Markische All-
Personennahverkehrs- gemeine vom
gesellschaft (ORP) 24.01.2013
Sparkasse Neuruppin 1.340 EUR 3.100 EUR 231 % Markische All-
gemeine vom
24.01.2013
Stadtverwaltung Neu- 58,30 EUR 119,85 EUR 206 % Markische All-
ruppin gemeine vom
24.01.2013
13 Kindertagesstéatten Befreit 162 EUR - Markische All-
und Horte im Stadtge- gemeine vom
biet Neuruppin 24.01.2013
Stadt Libeck 16.000 EUR 56.000 EUR 350 % WWW.0S-
nachbarn.de,
Magazin flr
Osnabriick,
vom
23.01.2013
17 McDonalds Restau- | 276,32 EUR 1.144,69 EUR 414 % WWW.0S-
rants von Christian nachbarn.de,
Eckstein Magazin flr
Osnabriick,
vom
23.01.2013
Bauunternehmen 906,96 EUR 3.307,08 EUR 365 % Personliches

Henning GmbH, Ur-

Anschreiben
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bach

der Geschafts-
fuhrerin vom
22.01.2013

Stadt Bergisch Glad-
bach

2.000 EUR

20.000 EUR

1.000 %

Wirtschaftswo-
che vom
30.01.2013,

Handelsblatt
Online vom
03.06.2013

Stadt Duisburg

50.000 EUR

ca. 100.000 EUR

200 %

Spiegel Online
vom
29.01.2013,

FAZ Online
vom
30.01.2013

Stadt Bielefeld

31.000 EUR

Verdreifachung auf
93.000 EUR

300 %

Spiegel Online
vom
29.01.2013

Stadt Dusseldorf

25.000 EUR

150.000 EUR

600 %

FAZ Online
vom
30.01.2013,

Handelsblatt
Online vom
03.06.2013

Stadt Stuttgart

67.000 EUR

150.000 EUR

224 %

FAZ Online
vom
30.01.2013

Stadt Konstanz

1.000 EUR

11.000 EUR

1.100 %

FAZ Online
vom
30.01.2013

Stadt Potsdam

4.000 EUR

12.500 EUR

312 %

FAZ Online
vom
30.01.2013

Stadt Minchen

60.000 EUR

350.000 EUR

583 %

FAZ Online
vom
31.01.2013

Gemeinde Rheinbach

1.000 EUR

7.000 EUR

700 %

Kolnische
Rundschau On-
line vom
31.01.2013,

Handelsblatt
Online vom
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03.06.2013

225 Kindertagesstitten
der Stadt Koéln

4.170 EUR

49.000 EUR

1.175 %

Kolnische
Rundschau
vom
01.02.2013

Stadt Worms

Verdreifachung auf

16.755 EUR

300 %

Wormser Zei-
tung vom
14.03.2013

Rewe-Gruppe (REWE,
Penny, Toom)

330.000
EUR

1.500.000 EUR

455 %

Handelsblatt
Online vom
16.04.2013,

Lebensmittel
Zeitung vom
11.01.2013

Stadt Heilbronn

13.000 EUR

40.000 EUR

308 %

Handelsblatt
Online vom
03.06.2013,
nach Recher-
chen der NRW-
FDP

Stadt Gelsenkirchen

23.000 EUR

71.000 EUR

309 %

Handelsblatt
Online vom
03.06.2013

Stadt Bonn

15.475 EUR

48.573 EUR

314 %

Handelsblatt
Online vom
03.06.2013

Stadt Baden-Baden

6.200 EUR

20.000 EUR

323 %

Handelsblatt
Online vom
03.06.2013

Stadt MUnster

20.000 EUR

66.000 EUR

330 %

Handelsblatt
Online vom
03.06.2013

Stadt Mhlheim

10.000 EUR

40.000 EUR

400 %

Handelsblatt
Online vom
03.06.2013

Stadt Solingen

3.000 EUR

27.000 EUR

900 %

Handelsblatt
Online vom
03.06.2013

Angesichts dieser Zahlen gehen der Deutsche Stadtetag und der Deutsche Stadte-

und Gemeindebund fiir die Kommunen von einer deutlichen Mehrbelastung aus;
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teilweise betrage der Kostenanstieg fiir den neuen Rundfunkbeitrag ,das 13fache

der bisherigen Kosten”>1,

Die Rundfunkanstalten gehen von 8 % Schwarzsehern aus,>2 in Berlin sollen es gar
22 % sein.>3 In entsprechender Hohe waren daher Beitragssteigerungen durch das
neue Beitragsmodell zu erwarten, da Vollzugsdefizite durch die Bezugnahme auf
Haushalte und Betriebsstatten wegfallen. Die entsprechenden Daten werden von
den Meldebehorden erhoben und mit den Rundfunkanstalten abgeglichen, so dass
,Schwarzsehen” in Zukunft ausgeschlossen ist. Bei 1.995.400 Privathaushalten al-
lein im Bundesland Berlin>4 wiirde der Wegfall von 22 % Schwarzseher zu jéhrli-
chen Beitragssteigerungen nur in Berlin in Hohe von 94,7 Millionen Euro fiihren.
Geht man, wie oben dargestellt, von 40,8 Millionen Privathaushalten in Deutsch-
land aus, wiirde der Wegfall von 8 % Schwarzsehern rechnerisch zwangslaufig zu
jahrlichen Mehreinnahmen in Hohe von 704,2 Millionen Euro fiihren. All dies sind
Zahlen, die den Rundfunkanstalten offensichtlich bekannt sind und von denen sie
demnach ausgehen kénnen. Dass Berechnungen von Mehreinnahmen, folgt man
der Argumentation der Rundfunkanstalten, demgegeniber nicht einmal ansatzwei-
se moglich sein sollen, kann nur verwundern. Es handelt sich hier um ganz primitive
Berechnungen mit wenigen Faktoren, die jeder mit dem Taschenrechner durchfih-

ren kann.

Das ZDF geht in einer Stellungnahme vom 25.02.2013 im Verfahren vor dem Baye-
rischen Verfassungsgerichtshof>> entsprechend auch davon aus, dass durch die
Neuregelungen des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages der Erosion der Gebiihrenak-
zeptanz und der daraus folgenden Nichtanmeldung von Empfangsgerdten entge-
gengewirkt werden konne. Konkret kann das nur heifsen, dass erhebliche Mehrein-

nahmen erwartet werden.

Die genannten Zahlen zeigen, dass Mehreinnahmen hochstwahrscheinlich gene-
riert werden. Wenn deutlich mehr Inhaber von Wohnungen, Betriebsstatten und
Fahrzeugen bei gleichbleibender Abgabenhohe zur Rundfunkfinanzierung heran-

gezogen werden, muss zwangslaufig eine Einnahmensteigerung eintreten. Damit

51 Gemeinsame Presseerklirung des Deutschen Stidtetags und des Deutschen Stidte- und Ge-
meindebunds vom 17.01.2013.

52 Die Welt Online vom 22.10.2007, abrufbar unter:
http://www.welt.de/wirtschaft/article1287405/So-weit-duerfen-GEZ-Kontrolleure-gehen.html.

53 Der Tagesspiegel Online vom 30.06.2011, abrufbar unter: http://www.tagesspiegel.de/medien/
sinkende-einnahmen-bei-der-gez-berlin-hat-die-meisten-schwarzseher/4334066.html.

54 Amt fiir Statistik Berlin-Brandenburg, Pressemitteilung Nr. 157 vom 30.05.2012.
55 Az. VE. 8-VII-12 und Vf. 24-VII-12,


http://www.tagesspiegel.de/medien/sinkende-
http://www.tagesspiegel.de/medien/sinkende-

25

lasst sich die von den Verfassern des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages postulierte
Aufkommensneutralitat nicht aufrechterhalten. Es fehlt aullerdem an Darlegungen,
dass das zukiinftige Abgabenaufkommen in einem angemessenen Verhaltnis zu
dem tatsdchlichen Finanzierungsbedarf der Rundfunkanstalten steht. Hierzu sei der
Hinweis gestattet, dass die Einsparpotenziale, die sich unter anderem angesichts ei-
ner untbersichtlichen Vielzahl 6ffentlich-rechtlicher Sender und angesichts der Be-
richterstattung Gber Intendantengehalter weit jenseits der Bezlige der Bundeskanz-

lerin aufdrangen, noch langst nicht ausgereizt sein dirften.>6

Die Rundfunkrétin Andrea Verpoorten (CDU) wird von der Wirtschaftswoche mit
folgender Aussage zitiert:>7

,Es kann doch nicht sein, dass die Offentlich-Rechtlichen garantierte Gelder
von den Biirgern bekommen, aber ihren Kontrollorganen, wie der Rundfunk-
rat eines ist, die Verwendung der Gelder nicht offenlegen wollen. Wer offent-
liche Gelder nutzt, muss auch transparent machen, wofiir er sie ausgibt. [...]
Geld ist im Uberfluss vorhanden. ARD und ZDF sind verpflichtet, endlich den
Nachweis zu fiihren, dass sie mit den ihnen zur Verfiigung gestellten finanziel-
len Mitteln sparsam und wirtschaftlich umgehen. Was in der Offentlichkeit -
zum Beispiel (iber Moderations-Vertrage - bekannt wird, lasst aber eher das
Gegenteil vermuten. Es ist nicht die Aufgabe der Geblihrenzahler, derartige

Extravaganzen zu finanzieren.”

Der Bayerische Rundfunk behauptete im Verfahren vor dem Bayerischen Verfas-
sungsgerichtshof larmoyant, die Rundfunkanstalten missten ,trotz fortschreitender
Inflation seit Jahren mit dem gleichen Budget auskommen”. Bislang ist die folgende
Darstellung der Stiddeutschen Zeitung tber die Entwicklung der Einnahmen des 6f-

fentlich-rechtlichen Rundfunks unwidersprochen geblieben:>8

56 Wirtschaftswoche Online vom 14.01.2013: Gehilter - So viel verdienen die Chefs von ARD und
ZDF, abrufbar unter: http://www.wiwo.de/erfolg/beruf/gehaelter-und-nebeneinkuenfte-so-viel-
verdienen-die-chefs-von-ard-und-zdf/7437564.html; Wirtschaftswoche Online vom 18.10.2012: Milli-
ardenteures offentlich-rechtliches System - Warum die GEZ Uberflissig geworden ist, abrufbar unter:
http://www.wiwo.de/finanzen/steuern-recht/ milliardenteures-system-warum-die-gez-ueberfluessig-
geworden-ist/7265590.html.

57 Wirtschaftswoche Online vom 21.12.2012, abrufbar unter:
http://www.wiwo.de/politik/deutschland/rundfunkraetin-verpoorten-den-naechsten-volksaufstand-
organisiere-ich-mit/7554016.html.

58 siiddeutsche Zeitung Online, abrufbar unter: http://www.sueddeutsche.de/medien/neuer-
rundfunkbeitrag-was-sich-fuer-hoerer-seher-und-streamer-aendert-1.1567496.


http://www.wiwo.de/finanzen/steuern-recht/milliardenteures-system-
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d. Unbestimmtheit der Beitragspflichten gemal § 5 Abs. 1 RBeitrStV in Be-
zug auf den Begriff der ,Sozialversicherungspflichtig Beschaftigten”

Eine Verletzung der allgemeinen Handlungsfreiheit aus Art. 2 Abs. 1 GG ergibt sich
auch aus der Unbestimmtheit der Beitragsbemessung flir Betriebsstatten gemal § 5
Abs. 1 RBeitrStV.

Nach der Rechtsprechung des BVerfG>9 schlieRt der MaRstab der verfassungsrecht-
lichen Prifung von Gesetzen auch das Erfordernis der Normenbestimmtheit und

der Normenklarheit ein, denn:

,Der Betroffene muss die Rechtslage anhand der gesetzlichen Regelung so er-
kennen kénnen, dass er sein Verhalten danach auszurichten vermag. (...) Die
Anforderungen an die Bestimmtheit und Klarheit der Norm dienen auch dazu,
die Verwaltung zu binden und ihr Verhalten nach Inhalt, Zweck und Ausmal3
zu begrenzen. (...) Die Entscheidung (iber die Grenzen der Freiheit des Biirgers

darf nicht einseitig in das Ermessen der Verwaltung gestellt sein.”

59 BVerfG, Beschluss vom 03.03.2004 - 1 BvF 3/92 - BVerfGE 110, 33, 54 = NJW 2004, 2213.
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Dem vorstehend formulierten Malistab gentigt die Beitragsbemessung fiir Betriebs-
statten gemald § 5 Abs. 1 RBeitrStV nicht, denn sie knipft an den unklaren Begriff

der ,sozialversicherungspflichtig Beschaftigten” an.

Der Begriff der ,sozialversicherungspflichtig Beschaftigten” stellt den Anzeigepflich-
tigen Betriebsstadtteninhaber vor Probleme, die allein anhand des Normtextes, auch
im systematischen Zusammenhang, nicht l6sbar sind. Der Begriff wird nur teilweise
in §6 Abs. 4 RBeitrStV eingegrenzt, indem Auszubildende ausdriicklich ausge-
nommen werden. Eine positive Legaldefinition ist weder im Rundfunkbeitrags-
staatsvertrag noch in anderen Normen ersichtlich. Unklar bleibt beispielsweise, wie
im Falle von geringfiigig Beschéftigten mit sogenannten 450-Euro-Jobs zu verfahren
ist, weil bei Begriindung solcher Beschaftigungsverhiltnisse ab dem 1. Januar 2013
der Arbeitgeber verpflichtet ist, fiir einen 450-Euro-Job einen Pauschalbeitrag zur
Rentenversicherung in Hohe von 15 Prozent des Arbeitsentgelts zu zahlen. Damit
ist eine vollstindige Freiheit von der Sozialversicherungspflicht nicht gegeben. Auf
den Internetseiten des Beitragsservice®® wird zwar erlautert, dass geringfiigig Be-
schéaftigte generell bei der Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschaftigten nicht
zu bericksichtigen seien, aber dabei handelt es sich nur um die derzeitige Interpre-
tation der Rechtslage durch die Rundfunkanstalten, die keine Bindungswirkung ha-
ben kann. Die Abgabenpflichtigen sind nicht davor geschiitzt, dass die Rundfunkan-
stalten oder die Aufsichtsbehorden der Rundfunkanstalten die Frage der Einbezie-
hung geringfiigig Beschaftigter in Zukunft abweichend beurteilen.

Ahnliche Schwierigkeiten ergeben sich mit Beschiftigten in Elternzeit. Wahrend der
Elternzeit ruhen die Hauptpflichten des Beschaftigungsverhaltnisses, werden aber
nicht aufgehoben. Die Sozialversicherungsverhiltnisse werden beitragsfrei gestellt,
bestehen aber ebenfalls fort. Gemal den Erlauterungen des Beitragsservice im In-
ternet (siehe oben) sind auch Mitarbeiter in Elternzeit von der sozialversicherungs-
pflichtig Beschéftigten ausgenommen, und nach dem Sinn und Zweck der Abga-
benerhebung spricht Uberwiegendes dafiir, die in den Betriebsstitten fiir lingere
Zeit nicht anwesenden Mitarbeiter des Unternehmens unberiicksichtigt zu lassen.
Der Wortlaut des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages ist allerdings alles andere als ein-

deutig und sagt auch zu diesem Punkt schlicht gar nichts.

60 Abrufbar unter:
www.rundfunkbeitrag.de/haeufige_fragen/#unternehmen_wer_gilt_als_beschaeftigter.
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2. Verstof’ gegen das Gleichheitsgebot (Art. 3 Abs. 1 GG)

Art. 3 Abs. 1T GG verpflichtet den Gesetzgeber im Grundsatz, wesentlich Gleiches
gleich und wesentlich Ungleiches ungleich zu behandeln. Dies gilt insbesondere bei
der Auferlegung von Pflichten wie hier bei gesetzlichen Abgabepflichten. Dabei
sind Typisierungen und Generalisierungen zuldssig, aber eine damit verbundenen
Ungleichbehandlung der Abgabepflichtigen ist dann bedenklich, wenn dadurch ei-
ne ins Gewicht fallende verfassungsrechtlich nicht mehr hinnehmbare Mehrbelas-
tung eines Teils der Betroffenen herbeigefiihrt wird, die auller Verhaltnis zu den mit
der Typisierung verbundenen Zielen steht.61 Letzteres ist hier der Fall.

Erstens wird mit einer unterschiedslosen Einbeziehung von Unternehmen mit weni-
gen und mit vielen Betriebsstatten, in denen haufig keine fiir das Unternehmen vor-
teilhafte Rundfunkteilnahme moglich ist, der Rahmen zulassiger Typisierungen ver-
lassen. Zweitens bedeutet die Staffelung der Rundfunkabgabe nach der Zahl der
Betriebsstatten fir Unternehmen mit vielen Filialen, wie z.B. solchen des Einzelhan-
dels, im Vergleich zu GroBbetrieben mit nur wenigen Standorten eine iberpropor-
tionale Belastung. Degenhart untermauert in seinem Gutachten die Feststellung,
dass die vorgenommene Typisierung und die Gberproportionale Belastung gegen
das Grundgesetz verstofien.62

a. Voraussetzungen der Typisierung von Betriebsstitten

Grundvoraussetzung einer jeden Typisierung ist es, dass die der Typisierung zu-
grunde liegenden Annahmen auf die Mehrzahl der Lebenssachverhalte zutreffen.
Der atypische Fall wird aus Griinden der Praktikabilitat von der Regelung miterfasst,
muss deshalb aber auch vereinzelt bleiben. Das BVerfG betont in stindiger Recht-
sprechung, dass die durch die Typisierung eintretenden Harten nur eine verhaltnis-
maRig kleine Zahl von Personen treffen darf.63 Diese Vorgabe wurde bei der Be-

griindung der Pflicht zur Entrichtung der Betriebsstattenabgabe missachtet.

61 BverfG, Urteil vom 24.01.1962 - 1 BvR 845/58 - BVerfGE 13, 331, 341 = NJW 1962, 435;
BVerfG, Urteil vom 20.12.1966 - 1 BvR 320/57, 70/63 - BVerfGE 21, 27 = NJW 1967, 147; BVerfG,
Beschluss vom 06.12.1983 - 2 BvR 1275/79 - BVerfGE 65, 325, 354 = NJW 1984, 785; BayVerfGH,
Entscheidung vom 28.11.1985 - V1. 19-VII/84 - NVwZ 1987, 126; Meder, BayVerf.,, 3. Aufl. 1985,
Art. 118 Rn. 10 m. w. Nachw.

62 K&R, 2013, Beihefter 1 zu Heft 3, S. 18 ff. und 20 ff.; ebenso Terschiiren, Reform der Rundfunkfi-
nanzierung, S. 104 ff. und 145 ff.

63 BVerfG, Urteil vom 08.02.1983 - 1 BvL 28/7 - BVerfGE 63, 119, 128 = NJW 1983, 2017;
BVerfG, Beschluss vom 29.05.1990 - 1 BvL 20/84 u. a. - BVerfGE 82, 60, 102 = NJW 1990, 2869;
BVerfG, Beschluss vom 30.05.1990 - 1 BvL 2/83 u. a. - BVerfGE 82, 126, 152 = NJW 1990, 2246;
BVerfG, Beschluss vom 08.10.1991 - 1BvL 50/86 - BVerfGE 84, 348, 365 = NJW 1992, 423,
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Eine wesentliche Typisierung des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages besteht in den
pauschalen Annahmen, in Betriebsstatten fainde ebenso wie in privaten Raumein-
heiten regelmalRig Rundfunkempfang statt, und dieser begriinde fiir die Inhaber der
Betriebsstatten einen kommunikativen Nutzen. Belastbare Fakten werden fiir diese
Behauptungen nicht angefihrt.

b. Unzutreffende Annahmen der Ublichkeit von Rundfunkempfang in Be-
triebsstatten

Nicht zu bestreiten ist sicherlich, dass in einigen Betriebsstatten Rundfunkkonsum
stattfindet. Dies ist jedoch die Ausnahme und nicht die Regel. Vielmehr entspricht
es der Lebenswirklichkeit, dass Rundfunknutzung in der weit Gberwiegenden Zahl
der Betriebsstatten aus Griinden der Arbeitssicherheit mit den Anforderungen an
die Konzentration der Beschaftigten auf ihre Aufgaben nicht zu vereinbaren ist, aus
Ricksicht auf Kundenkontakte ausscheidet oder aus anderen Griinden nicht statt-
findet. Die Zahl ist so grols, dass von Vereinzelungen nicht mehr die Rede sein
kann.

Auch das im Auftrag der ARD, des ZDF und des Deutschlandradio erstellte Gutach-
ten von Prof. Paul Kirchhof vom April 2010 tber die ,Finanzierung des offentlich-
rechtlichen Rundfunks” (Kirchhof-Gutachten),64 auf das sich die Begriindung des
Rundfunkbeitragsstaatsvertrags beruft, raumt ein, die Erwerbstéatigkeit stehe ,einem
Rundfunk- und Fernsehempfang oft entgegen”.65> Wenn in diesem Gutachten dann
weiter ausgefiihrt wird, gleichwohl gebe es eine ,Nutzung der Programmangebote
in den Pausen, bei der humanen Gestaltung von Massenfertigungen, bei der Aus-
stattung der Firmenfahrzeuge, bei Nutzung der Multifunktion von Handys und PC”,
so wird daraus nur die Notwendigkeit von Differenzierungen deutlich, die sich im
Rundfunkbeitragsstaatsvertrag nicht finden lassen. Das Verhalten der Beschaftigten
in den Pausen wird eher dem privaten als dem betrieblichen und dem Betriebsstat-
teninhaber nitzigen Bereich zuzuordnen sein, Massenanfertigungen machen nur
einen Teil der Arbeitswirklichkeit aus, Firmenfahrzeuge sind als Besonderheit im Zu-
sammenhang mit § 5 Abs. 2 RBeitrStV zu wiirdigen (s.u.) und die Nutzung der man-
nigfaltigen Funktionen von internetfahigen Geraten bedeutete eine Ankniipfung an
Empfangsgerdte, welche nach der Konzeption des neuen Rechtes der Rundfunkfi-

nanzierung fir die Abgabenpflicht gerade nicht mehr ausschlaggebend sein sollten.

64 Abrufbar unter:

http://www.ard.de/intern/standpunkte/-/id=1453944 /property=download-
/nid=8236/g73vou/Kirchhof-Gutachten+zur+Rundfunkfinanzierung.pdf.

65 Kirchhof-Gutachten S. 11.
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Im Ubrigen haben die Beschiftigten von Unternehmen fiir ihre privaten Multifunk-
tionsgerdte (Smartphones, iPads) ohnehin bereits mit ihrer privat zu entrichtenden
Rundfunkgebiihr gezahlt, so dass eine erneute Erfassung im Betrieb eine doppelte

Erfassung bedeutet.

Bereits die erste Pramisse, die der Typisierung in Bezug auf Betriebsstatten zugrun-
de liegt, namlich die Unterstellung einer Giberwiegenden Anzahl von Betriebsstétten
mit Rundfunkempfang, erweist sich bei ndherer Betrachtung als unzutreffend.

Die Rundfunkanstalten konnen keine Belege fiir die Annahme angeben, dass in der
Mehrzahl der Betriebsstatten iberhaupt Rundfunkempfang stattfindet, geschweige
denn fir die Vorteilhaftigkeit des Rundfunkempfangs fiir die Inhaber der Betriebs-
statten. Im Verfahren vor dem Bayerischen Verfassungsgerichtshof hat das ZDF mit
Stellungnahme vom 25.2.2013 im Anschluss an die unbestreitbare Feststellung, dass
in Wohnungen und Kraftfahrzeugen ganz iberwiegend Rundfunkempfang stattfin-
det, zugegeben: ,Dagegen gibt es keine eindeutigen Statistiken oder belastbare Er-

fahrungswerte tber Betriebsstatten.”

Der Bayerische Rundfunk hat im Verfahren vor dem Bayerischen Verfassungsge-
richtshof vorgetragen, es komme im Rahmen der zuldssigen gesetzlichen Typisie-
rung nicht darauf an, ob Rundfunkempfang in Betriebsstatten Gblich ist, sondern die
technische Moglichkeit reiche aus (Schriftsatz vom 27.2.2013). Dieser Einwand of-
fenbart ein grundlegend verkehrtes Verstandnis der Wesensmerkmale des Beitrags
als Abgabenform. Der Beitrag wird nicht fir die rein abstrakte Maoglichkeit einer
Leistungsinanspruchnahme erhoben, sondern er kann erhoben werden, soweit be-
stimmten Personen die Moglichkeit der Inanspruchnahme von Leistungen besonde-
re Vorteile bietet. Als Beispiel verweisen wir auf den Kurbeitrag gemal Art. 7 Abs. 2
Satz 1 des Bayerischen Kommunalabgabengesetzes. Danach gilt neben weiteren
Voraussetzungen: ,Beitragspflichtig sind alle Personen, die sich in dem nach Absatz
1 anerkannten Gebiet zu Kur- oder Erholungszwecken aufhalten, ohne dort ihre
Hauptwohnung im Sinn des Melderechts zu haben, und denen die Mdoglichkeit zur
Benutzung der Einrichtungen und zur Teilnahme an den Veranstaltungen geboten
ist.” Die einschrankende Voraussetzung des Aufenthalts zu ,Kur- oder Erholungs-
zwecken” schlielit es aus, den Kurbeitrag auch von Personen zu erheben, die sich
aus beruflichen oder geschiftlichen Griinden in einem staatlich anerkannten Kur-
und Erholungsort aufhalten. Diese Regelung tragt dem Umstand Rechnung, dass
Geschéftsreisende zwar theoretisch ebenso wie Touristen Kureinrichtungen nutzen
konnten, dass die Nutzung im Rahmen einer Geschaftsreise aber untblich und die
Erhebung eines Beitrags im Rahmen typisierender Betrachtung nicht gerechtfertigt
ist. Bei der Reform der Rundfunkfinanzierung auf einen vermeintlichen Beitrag ist es

versaumt worden, eine entsprechende logische Konsequenz zu ziehen. Der Ein-
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wand des Bayerischen Rundfunks geht erkennbar vom alten Rundfunkgebihren-
modell aus, nach dessen Regelungen es gerade nicht auf das Innehaben einer
Raumeinheit (Wohnung, Betriebsstdtte) ankam, sondern umgekehrt auf die abstrak-
te technische Moglichkeit des Rundfunkempfangs. Dieses Modell ist jedoch mit der

Neuregelung abgeschafft worden.

C. Unzutreffende Annahmen des Nutzens fiir den Betriebsstiatteninhaber

Ferner erwachst selbst den Inhabern der seltenen Betriebsstitten, in denen Rund-
funk empfangen wird, daraus kein kommunikativer Nutzen, der als besonderer Vor-
teil ausgleichsfahig ware. Die Vorstellung, ein Betriebsstdtteninhaber zoge aus der
Mediennutzung seiner Mitarbeiter regelmaliig einen besonderen Vorteil, erscheint
aulberst bemiiht. Sofern seine Mitarbeiter sich wiahrend ihres Aufenthalts in der Be-
triebsstatte zu privaten Zwecken aus offentlich-rechtlichen Rundfunkquellen infor-
mieren oder sich durch diese unterhalten lassen, dirfte der Vorteil in aller erster Li-
nie den Mitarbeitern zuflielen und nicht ihrem abgabepflichtigen Arbeitgeber. Dass
die Mediennutzung am Arbeitsplatz fiir den Betriebsstatteninhaber auch negative

Folgen haben kann, sei nur am Rande angesprochen.

Allenfalls denkbar ware im Falle des Rundfunkempfangs in Betriebsstatten ein tber
den individuellen Vorteil jeder einzelnen Person hinausgehender Nutzen, der dann
ggf. (auch) dem Betriebsstatteninhaber zugerechnet werden kénnte, wenn es ein
regelmaliges kollektives ,Rundfunkerlebnis” der Beschaftigten gdbe. Derartiges
mag zwar dem ldealtypus der gemeinsam arbeitenden und gemeinsam die Freizeit
gestaltenden Brigade in den Planwirtschaften realsozialistischer Staaten entspro-
chen haben. Die hier in Rede stehende Betriebsstattenabgabe lasst sich jedoch
schwerlich auf diesen Anachronismus stiitzen. Auch die vereinzelten Fille, in denen
Arbeitnehmer wihrend oder zwischen der Arbeitszeit im Betrieb gemeinsam Uber-
tragungen von FuBballlanderspielen oder ahnlicher Groliereignisse verfolgen, sind
nicht geeignet, Verallgemeinerungen und Typisierungen zu rechtfertigen. Zusam-
menfassend begegnet es ,erheblichen verfassungsrechtlichen Zweifeln, wenn die
Angehorigen eines Betriebs als eine Gruppe aufgefasst werden, der das Rundfunk-
angebot als besonderer Vorteil zugeordnet werden kann, sodass hieraus eine grup-

penbezogene Beitragspflicht legitimiert ware”.66

66 Degenhart, ZUM 2011, 193, 196 unter Hinweis auf die Ausflihrungen zu diesem Erfordernis bei
Kirchhof, Nichtsteuerliche Abgaben, HStR V, 3. Aufl. 2007, § 119 Rn. 17.
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d. UnverhaltnismaRige Harten der Typisierung

Selbst wenn man vernachlassigte, dass im vorliegenden Fall die Harten der Typisie-
rung mehr als nur eine Minderheit treffen, versto3t die Typisierung auch gegen das
Gebot, keine unverhéltnismaligen Harten hervorzurufen. Die Mehrbelastung eines
Teils der Betroffenen darf nicht auBer Verhaltnis zu den mit der Typisierung ver-

bundenen Zielen stehen.6” Dies ist aber hier der Fall.

Ziel der Typisierung ist eine Verwaltungsvereinfachung. Indem pauschal fiir samtli-
che Betriebe angenommen wird, sie zogen zumindest einen potenziellen Nutzen
aus dem offentlich-rechtlichen Rundfunkangebot, werden Ressourcen zur Uberprii-
fung dieser Annahme im Einzelfall eingespart. Demgegeniber wird den nur auf-
grund der Typisierung von der Abgabenpflicht Erfassten nicht lediglich eine einmali-
ge Geldzahlungspflicht auferlegt. Vielmehr ist die Abgabe dauerhaft monatlich zu
erbringen. Fir nicht wenige Unternehmen, insbesondere solche mit vielen Betriebs-

statten oder einer grolRen Fahrzeugflotte, ist die finanzielle Belastung enorm.

Eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung stark filialisierter Unternehmen liegt
Gberdies nicht nur in ihrer unmittelbaren finanziellen Mehrbelastung, sondern zu-
satzlich auch darin, dass sich ihr Verwaltungsaufwand aufgrund der Vielzahl der von
ihr verlangten betriebsstattenbezogenen Angaben gemal § 14 Abs. 2 RBeitrStV un-
angemessen steigert. Es geht ferner nicht nur um diese Angaben, sondern es mis-
sen im Nachhinein auch die Beitragsbescheide mit den gemachten Angaben abge-

glichen werden

Der dargestellte Bearbeitungs- und Kontrollaufwand vervielfdltigt sich mit der Zahl
der Betriebsstiatten, ohne dass er durch die Zunahme eines entsprechenden Nut-
zens gerechtfertigt ware. Auch insoweit besteht eine gleichheitswidrige Belastung
von Unternehmen mit vielen Betriebsstédtten (z.B. Handel, Autovermietung, dezent-
rale Verwaltungen) im Vergleich zu GroRbetrieben mit gleicher Mitarbeiterzahl,

aber nur wenigen Standorten.

e. Sachwidrige Staffelung der Betriebsstattenabgabe

Die Betriebsstattenabgabe des § 5 Abs. 1 RBeitrStV verlasst auch deshalb die Gren-
zen der zuldssigen Typisierung, weil sie zwar eine degressive Staffelung der Hohe

des ,Beitrags” in Abhdngigkeit von der Zahl der Beschéftigten enthalt, nicht aber in

67 BVerfG, Urteil vom 24.01.01962 - 1 BvR 845/58 - BVerfGE 13, 331, 341 = NJW 1962, 435;
BVerfG, Urteil vom 20.12.1966 - 1 BvR 320/57, 70/63 - BVerfGE 21, 27 = NJW 1967, 147; BVerfG,
Beschluss vom 06.12.1983 - 2 BvR 1275/79 - BVerfGE 65, 325, 354 = NJW 1984, 785; BayVerfGH,
Entscheidung vom 28.11.1985 - Vf. 19-VIl/84 - NVwZ 1987, 126.
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Abhdngigkeit von der Zahl der Betriebsstatten. Das fiihrt dazu, dass ,Beitrags-
schuldner” mit einer Vielzahl von Betriebsstatten, wie z.B. Handelsunternehmen mit
einer Vielzahl von Verkaufsstatten, Gberproportional belastet werden und ein Mehr-
faches der Abgaben zu entrichten haben, die - bei insgesamt gleichen Beschafti-
gungszahlen - beispielsweise auf Unternehmen mit groffen industriellen Ferti-
gungsanlagen unter dem Dach einer einzigen Betriebsstatte entfallen. Dies ist auch
deshalb systemwidrig, weil nach den Darlegungen oben Rundfunkempfang am Ar-
beitsplatz - wenn Gberhaupt - eher mit monotonen Massenfertigungen vereinbar

ist als in Verkaufsstatten des Einzelhandels.

Die Rundfunkanstalten haben in ihrem schriftsdtzlichen Vortrag und teilweise mit
populistischen Sendungen in ihren Programmen versucht, den Darlegungen der
gleichheitswidrigen tiberproportionalen Belastung von Unternehmen mit vielen Be-
triebsstatten, z.B. Filialunternehmen des Einzelhandels, auf Stammtisch-Niveau
dadurch zu begegnen, dass sie fiir die Belastung solcher Unternehmen mit Rund-
funkbeitragen einen Vergleich mit dem Unternehmensumsatz und sogar mit dem
vermuteten Vermogen des Unternehmens heranziehen. Es geht jedoch um die Fra-
ge, ob die Belastungsgleichheit der Beitragsschuldner gewahrt ist. Daher sind Bei-
tragsschuldner miteinander zu vergleichen und nicht die Belastungsbetrdge in ein
Verhiltnis zu Umsatzzahlen zu setzen. Folglich kommt es hier allein darauf an, ob
die Beitragsstaffel des Betriebsstattenbeitrags gemall § 5 Abs. 1 RBeitrStV eine
sachgerechte Differenzierung beinhaltet. Dies ist nicht der Fall, weil bei unterstell-
tem kommunikativem Nutzen fiir Betriebsstatteninhaber dieser Nutzen allenfalls mit
der Zahl seiner Mitarbeiter korrespondieren kénnte, eine Zunahme mit der Zahl
seiner Betriebsstatten aber nicht nachvollziehbar ist.68 Konkret ist es nicht einzuse-
hen, weshalb ein Unternehmen mit vielen Filialen ein Vielfaches dessen zahlen soll,
was beispielsweise Industrieunternehmen an Betriebsstattenbeitragen zu entrichten
haben, obwohl diese tiber mehr Beschiftigte verfligen, die sich lediglich auf wenige
Standorte verteilen. Es kommt hinzu, dass die Beitragsstaffel bei 20.000 oder mehr
sozialversicherungspflichtig Beschéftigten endet, in mehreren Werken z.B. von Au-

tomobilherstellern in Deutschland aber weit mehr Beschiftigte tatig sind.

Wollte man sich ernsthaft auf diese polemische und vollig unjuristische Argumenta-
tion der Rundfunkanstalten einlassen, fragt sich, wie sich die unterschiedliche Belas-
tung der Unternehmen mit vielen und derjenigen mit wenigen Betriebsstatten erkla-
ren lieRe, die sich z.B. aus folgendem Vergleich ergibt: Das Unternehmen Rewe-
Group beschiftigt an etwa 7.000 Betriebsstatten 323.000 Mitarbeiter. Dafiir sollen

638 Vgl. Terschiiren, Reform der Rundfunkfinanzierung, S. 145 f,
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sie in Zukunft jahrlich ca. 1.500.000 EUR Rundfunkbeitriage bezahlen.69 Beschiftigt
ein Unternehmen 323.000 Mitarbeiter an nur einem Standort, musste es nur
38.836,80 EUR zahlen, und beschiftigt es seine 323.000 Mitarbeiter an zehn
Standorten (mit etwa gleich vielen Mitarbeitern), so hatte es dennoch nur 388.368
EUR zu zahlen.

Wenn es angeblich um den kommunikativen Nutzen geht, der durch den neuen
Rundfunkbeitrag abgegolten werden soll, kann dieser doch in einzelnen Standorten
mit sehr vielen Beschaftigten nicht geringer sein als bei Unternehmen mit vielen
Standorten, aber vergleichsweise weniger Beschéftigten.

f. Inkonsistente ErmiRigungen und Befreiungen fiir einzelne Beitrags-
schuldner

Der Grundsatz der Belastungsgleichheit ist auch deshalb nicht gewahrt, weil der
Rundfunkbeitragsstaatsvertrag eine Vielzahl nicht nachvollziehbarer Ausnahmen
enthalt.

Zur Zulassigkeit von Ausnahmen von der Rundfunkgebihrenerhebung hat der Bay-
erische Verfassungsgerichtshof auf Vorlage des Bayerischen Verwaltungsgerichts-

hofs entschieden:70

,Zur Aufrechterhaltung des offentlich-rechtlichen Rundfunkbetriebs ist die Si-
cherung des Gebiihrenautkommens notwendig; die Gewahrung von Aus-
nahmen von der Pflicht zur Zahlung der Rundfunkgebiihren wirkt sich auf die
Finanzierung des Rundfunks oder die Hohe der Kostenbelastung der (ibrigen
(gebiihrenpftlichtigen) Rundfunkteilnehmer aus. Finanzielle Erwagungen stellen
damit grundsatzlich sachliche Ausgangserwagungen fiir die Einschrankung des
Kreises der von der Rundfunkgebiihr Befreiten dar. Zudem gilt fiir Gebiihren -
wie bei Steuern - der Grundsatz der Gleichheit der Belastung, der beherr-
schender Bestandteil der Steuergerechtigkeit ist (vgl. Gubelt, in: von
Miinch/Kunig, GG, 5. Aufl. 2000, Rn. 51 zu Art. 3 m. w. N.).

Eine Befreiung von den Rundfunkgebiihren stellt somit die Ausnahme von der
Regel dar. Das bedeutet, dass Ausnahmen von der Rundfunkgebiihr einer

sachlichen Rechtfertigung bediirfen, da sie andernfalls gegen den Grundsatz

69 Handelsblatt Online vom 16.04.201 3, abrufbar unter:
http://www.handelsblatt.com/unternehmen/handel-dienstleister/gravierende-benachteiligung-rewe-
fordert-senkung-der-rundfunkgebuehr/8076218.html; Lebensmittel Zeitung vom 11.01.2013.

70 Entscheidung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 08.11.2002 - Vf. 3-V-00 - ZUM-RD
2003, 9, 15.
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der Gleichheit der Belastung aller Rundfunkteilnehmer verstolSen wiirden. Der
Normgeber hat demgemals einen engen Gestaltungsspielraum, was die Ein-
raumung von Ausnahmen anbelangt, dagegen einen weiten Spielraum, die
Einrdumung von (weiteren) Ausnahmen zu unterlassen, da er andernfalls dem
verfassungsrechtlichen Grundsatz der Abgabengleichheit und -gerechtigkeit
nicht geniigen kénnte und zudem die Finanzierung des offentlich-rechtlichen
Rundfunks gefahrden wiirde. Dementsprechend haben die Normgeber im
Rundfunkgeblihrenstaatsvertrag und in der Befreiungsverordnung die Geblih-
renbefreiungen eng begrenzt und sie grundsatzlich nur aus sozialen Griinden
oder aus Billigkeitsgriinden fiir Gerate im ausschlielSlich privaten Bereich so-
wie in gemeinntitzigen oder mildtatigen Einrichtungen gewahrt. Die Gewah-
rung dieser Befreiungen ist wegen des Sozialstaatsprinzips nach Art. 3 Abs. 1
Satz 1 BV sowie wegen der Bedeutung der Informationsfreiheit auch vor dem

Hintergrund des Gleichheitssatzes sachlich gerechtfertigt.”

Mit diesen Grundsatzen sind die Regelungen des Beitragsstaatsvertrages nicht zu
vereinbaren. Von einer engen Begrenzung der Ausnahmetatbestinde und einer
konsistenten sachlichen Rechtfertigung kann keine Rede sein.

§ 5 Abs. 3 Nr. 1 bis 6 RBeitrStV begrenzt die Beitragspflicht auf hochstens einen
Rundfunkbeitrag fir jede Betriebsstatte so unterschiedlicher Einrichtungen wie bei-
spielsweise gemeinnitziger Einrichtungen fir behinderte Menschen, offentlicher
allgemeinbildender Schulen und der Polizei, nicht aber fiir Einrichtungen wie Kran-
kenhduser, Bibliotheken, Kindergarten oder Gerichte. Eine einheitliche Verglinsti-
gung nach dem Kriterium, ob die Einrichtungen dem Gemeinwohl dienen, ist damit

nicht erkennbar.

Aufféllig ist insbesondere die Ungleichbehandlung von Einrichtungen fiir behinderte
Menschen mit ihrer Beitragsermalligung einerseits und Krankenhdusern ohne ent-
sprechende Ermaligung andererseits. Die nach friiherer Rechtslage bestehende
umgekehrte Ungleichbehandlung gemalR dem Rundfunkgebihrenstaatsvertrag in
der Fassung des Art.4 des Staatsvertrages (ber den Rundfunk im vereinten
Deutschland vom 31. August 1991 in Verbindung mit der Verordnung iber die Be-
freiung von der Rundfunkgebihrenpflicht (BefrVO) vom 21. Juli 1992, wonach pri-
vate Behinderteneinrichtungen im Gegensatz zu entsprechenden privaten Kran-
kenhdusern, Altenwohnheimen, Altenheimen und Altenpflegeheimen von der
Rundfunkgebihrenbefreiung ausgeschlossen waren, billigte der Verfassungsge-
richtshof in der zitierten Entscheidung vom 8. November 2002 unter Hinweis da-

rauf, dass fir behinderte Menschen personliche Befreiungen galten, die in der ver-
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fassungsrechtlichen Bewertung den Befreiungen der Einrichtungen, in denen sich
diese Personengruppen typischerweise befinden, gleichstiinden.” Personliche Be-
freiungen und ErmaRigungen bestehen - vollig zu Recht - fiir behinderte Menschen
im privaten Bereich auch nach § 4 Abs. 1 und Abs. 2 RBeitrStV. Im nicht privaten
Bereich ist aber fir eine Verminderung des an die Zahl der - regelmaRig nicht be-
hinderten - Beschéftigten ankniipfenden Betriebsstattenbeitrags fiir Behinderten-
einrichtungen jedenfalls dann keine Rechtfertigung ersichtlich, wenn sie nicht auch
ganz dhnlichen Einrichtungen wie in diesem Falle den Krankenhdusern gewdhrt
werden. Die Sprunghaftigkeit des Gesetzgebers spricht fir sich: Nach der zu An-
fang der 1990er Jahre geltenden Rechtslage waren die privaten Krankenhduser,
aber nicht die privaten Behinderteneinrichtungen von den Rundfunkabgaben be-
freit, nach § 5 Abs. 7 Nr. 1 und Nr. 2 des Rundfunkgebihrenstaatsvertrages 2005
galt die Befreiung sowohl fiir Krankenhduser als auch fiir Behinderteneinrichtungen,
und nach aktuellem Recht gilt eine Ermaligung nur Behinderteneinrichtungen, nicht
aber flr Krankenhduser. Ein sachliches Differenzierungskriterium hierfir ist beim

besten Willen nicht ersichtlich.

Erstaunlich ist auch die in § 5 Abs. 6 Nr. 1 RBeitrStV enthaltene vollstindige Befrei-
ung (nicht nur Beschrankung auf einen Beitrag pro Betriebsstitte) von ,privaten
Rundfunkveranstaltern oder -anbietern”. Diese zahlen keinen einzigen Betriebsstat-
ten- oder Fahrzeugbeitrag. Damit werden ausgerechnet diejenigen Medienunter-
nehmen vollstandig von der Beitragspflicht ausgenommen, in deren Betriebstatten
und Fahrzeugen von Berufs wegen Rundfunkangebote konsumiert, analysiert, ver-
glichen und bewertet werden. Hierzu bleibt auch die Begriindung des Rundfunkbei-
tragsstaatsvertrages’2 mit ihrem nebulosen Hinweis auf eine vermeintliche ,Ge-
samtveranstaltung Rundfunk” unergiebig. Es drangt sich vielmehr der Eindruck auf,
dass mit Zugestandnissen an die Konkurrenz der 6ffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten einer allzu negativen Berichterstattung vorgebeugt werden sollte. Im Ergeb-
nis wurde zumindest genau dies erreicht, denn private Rundfunksender halten sich
mit Kritik an der Novellierung der Finanzierung des offentlich-rechtlichen Rundfunks
auffallig zurtick und Uberlassen diese im Wesentlichen den Printmedien. Erkauft

wird dieses Wohlwollen der Konkurrenz freilich auf Kosten der verbleibenden Ab-

71 Entscheidung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 08.11.2002 - Vf. 3-V-00 - ZUM-RD
2003, 9, 16.

72 BayLT-Drs. 16/7001, S. 19.
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gabenschuldner, wahrend diejenigen profitieren, die mit der wie auch immer defi-

nierten ,Gesamtveranstaltung Rundfunk” lukrative Gewinne erwirtschaften.”3

Mit den genannten Regelungen ist der Rundfunkbeitragsstaatsvertrag von der ver-
fassungsrechtlich geforderten Belastungsgleichheit und Abgabengerechtigkeit je-
denfalls weit entfernt.

8. Zwischenergebnis

Festzuhalten ist damit, dass die vorgenommene Typisierung dem Grunde nach und
in ihrer konkreten Ausgestaltung unzuldssig ist. Die Gleichbehandlung der zahlrei-
chen Inhaber von Betriebsstdtten, in denen kein Rundfunkempfang stattfindet, mit
den wenigen Betriebsstatteninhabern, die vom Rundfunkempfang in ihren Betrie-
ben tatsachlich profitieren, ist nicht gerechtfertigt. Dariber hinaus widersprechen
die Staffelung der Betriebsstattenbeitrage und ihre Ausnahmen dem Gebot der Ab-
gabengerechtigkeit.

1. Verfassungswidrigkeit des § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 RBeitrStV (Beitrag fiir be-
trieblich genutzte Kraftfahrzeuge)

1. VerstoR gegen die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG)

a. Systemwidrigkeit und UnverhaltnismaBigkeit

Auch § 5 Abs. 2 Satz T Nr. 2 RBeitrStV, mit dem eine Pflicht zur Zahlung eines ,Bei-
trags” fur betrieblich genutzte Kraftfahrzeuge (Kfz) begriindet wird, verstol3t gegen
die allgemeine Handlungsfreiheit aus Art. 2 Abs. T GG. Die Abgabenpflicht ist sys-

temwidrig und unverhaltnismalig.

Durch die Abgabe fiir betrieblich genutzte Kfz wird der Betriebsstatteninhaber aus
demselben Grund in doppelter Weise zur Finanzierung herangezogen. Entgolten
werden soll der kommunikative Nutzen, den der Betriebsstatteninhaber aus dem
Rundfunkangebot fiir seinen Betrieb vorgeblich zieht. Jener vorgebliche besondere

Vorteil ist indes bereits mit der Betriebsstattenabgabe abgeschopft. Der kommuni-

73 Handelsblatt Online vom 25.02.2013: Noch nie GEZahlt. Ausgerechnet die privaten Fernsehsen-
der entrichten keine Rundfunkgebihr, abrufbar unter:
http://www.handelsblatt.com/meinung/kolumnen/kolumne-off-screen-noch-nie-
gezahlt/7826268.html.
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kative Nutzen, so er denn tGberhaupt angenommen werden kann (s. 0.), besteht fir
den Betriebsstatteninhaber darin, dass die Betriebsstattenmitarbeiter das offentlich-
rechtliche Rundfunkprogramm konsumieren (konnen). Der Kreis der Fahrer der der
Betriebsstatte zugeordneten Fahrzeuge ist zwangsldufig eine Teilmenge des Kreises
der Betriebsstattenmitarbeiter. Indem nun noch einmal fiir die (potenzielle) Rund-
funknutzung bestimmter Mitarbeiter - den Fahrern der Betriebs-Kfz - gezahlt wer-
den soll, wird systemwidrig offensichtlich doch wieder an das Vorhandensein eines
Rundfunkempfangsgerdts im Kfz angeknipft und nicht an den kommunikativen
Nutzen fir den Betriebsstatteninhaber. Auch insoweit sind die Ausflihrungen von
Degenhart zutreffend”4:

,Das Beitragssystem soll darauf beruhen, dass das Rundfunkangebot sich »an
den Menschen« richtet [Fullnote 44: Dazu und zum Folgenden Kirchhof,
Rechtsgutachten, aaO. (Fn. 10), S. 78]. Dann aber muss eben deshalb auch
der Abgabentatbestand »auf den Menschen ausgerichtet« sein. Ein nutzerun-
abhangiger Beitrag flir Kraftfahrzeuge ist dies nicht. Eben ein solcher Beitrag
aber soll fiir nicht ausschliefSlich privat genutzte Kraftfahrzeuge erhoben wer-
den. Ist bereits der Belastungsgrund der Zusammenarbeit im Betrieb und der
hierdurch begriindeten »Empfangsgemeinschaft« in seiner Plausibilitat nicht
zwingend, so gilt dies erst recht im Hinblick auf die Beitragspflichtigkeit be-
trieblich genutzter Krafttahrzeuge. Mit ihr wiirde der Gesetzgeber sich noch
weitergehend vom Erfordernis des auf den Menschen ausgerichteten Abga-
bentatbestandes entfernen und faktisch wieder eine geratebezogene Gebtihr
einfiihren, denn ein Radioempfangsgerat ist Ausstattungsmerkmal so gut wie
eines jeden Kraftfahrzeugs. Als »Mensch« wird der Nutzer des Kraftfahrzeugs
bereits mehrfach erfasst: im privaten Bereich durch den Haushaltsbeitrag, im
nichtprivaten Bereich liber seine Zugehérigkeit zu der betrieblichen Erwerbs-
gemeinschaft. Deshalb widerspricht es bereits der Konzeption des Rundfunk-
beitrags, wenn Kraftfahrzeuge, die auf einen Betrieb zugelassen sind, nochmals

und gesondert erfasst werden und einen eigenen Abgabentatbestand bilden.”

Weiter schreibt Degenhart in seinem Gutachten:”5>

,Wenn die Beitrage also gleichheitskonform auf die potentiellen Rundfunk-
nutzer ausgerichtet sein muissen, kann es nicht auf die Anzahl der der jeweili-

gen Betriebsstatte zugeordneten Kraftfahrzeuge ankommen. Sie begriinden

74 Degenhart, ZUM 2011, 193, 197.
75 K&R 2013, Beihefter 1 zu Heft 3, S. 23.
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keinen zusatzlichen kommunikativen Nutzen, wahrend die Nutzer der Kraft-
fahrzeuge bereits als Beschaftigte der jeweiligen Betriebsstatte erfasst werden.
Daher widerspricht es auch der Konzeption des Rundfunkbeitrags, wenn
Kraftfahrzeuge, die auf einen Betrieb zugelassen sind, nochmals und gesondert
erfasst werden und einen eigenen Abgabentatbestand bilden. Selbst wenn
man hierbei darauf abstellen wollte, dass die Fahrer der einem Betrieb zuge-
horigen Kraftfahrzeuge eben jener durch die Zusammenarbeit im Betrieb ge-
bildeten sozialen Gruppe angehdéren, in der Rundfunkempfang stattfindet, so
wird dieser ,Vorteil” doch bereits dadurch abgegolten, dass fiir die Betriebs-
statte selbst der nach Beschaftigtenzahl gestaffelte Rundfunkbeitrag geschul-
det wird. Zusatzlich auf die betrieblich genutzten Kraftfahrzeuge als ,Raum-
einheiten” zuzugreifen, ist damit zur Abgeltung eines wie immer zu bestim-
menden ,kommunikativen Nutzens” weder erforderlich noch gerechtfertigt
und fiihrt faktisch zu nichts anderem als zu einer zusatzlichen geratebezoge-
nen Rundfunkgebiihr - woflir auch der Hinweis spricht, dass Kraftfahrzeuge

zu nahezu 100% mit Radio ausgestattet sind.

Die Beitragspflichtigkeit betrieblich genutzter Kraftfahrzeuge bedeutet mit-
hin eine verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigte, nicht vorteilsaquivalente
Zusatzbelastung, mit der der Gesetzgeber sich in systemwidriger Weise
vom Erfordernis des auf den potentiellen Rundfunkempfanger ausgerichte-
ten Abgabentatbestands entfernt.

Dem ist nichts hinzuzuftigen. Eine Rechtfertigung fiir die Systemwidrigkeiten des im
nicht privaten Bereich erhobenen Fahrzeugbeitrags gemald § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
RBeitrStV ist nicht erkennbar.

Ferner dient auch der Fahrzeugbeitrag der Steigerung des Abgabenaufkommens,
ohne dass eine taugliche Kalkulationsgrundlage ersichtlich wére oder die von den
Rundfunkanstalten proklamierte Aufkommensneutralitdt nachvollziehbar wére. Die
unter den Gesichtspunkten des Kostendeckungsprinzips und der Verhaltnismalig-
keit oben’6 gegen den Betriebsstittenbeitrag erhobenen Einwendungen treffen in

gleicher Weise daher auch auf den Fahrzeugbeitrag zu.

76'5.10 ff.
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b. Unbestimmtheit der Beitragspflichten gemaRl § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 RBei-
trStV in Bezug auf die Dauer des Innehabens von Kraftfahrzeugen

Eine Verletzung der allgemeinen Handlungsfreiheit aus Art. 2 Abs. 1 GG ergibt sich
auch aus der Unbestimmtheit der Beitragsbemessung fiir Kraftfahrzeuge gemal § 5
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 RBeitrStV.

Wie schon erwidhnt, schliefft nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts”7 der Malstab der verfassungsrechtlichen Priifung von Gesetzen auch das Er-

fordernis der Normenbestimmtheit und der Normenklarheit ein.

In Bezug auf Fahrzeugbeitrage ist unklar, wie in den Féllen zu verfahren ist, in denen
Betriebsfahrzeuge ausgetauscht werden, ohne dass sich die Anzahl der Fahrzeuge
in der Flotte eines Unternehmens dndert. Wenn beispielsweise ein Unternehmen
einem seiner Mitarbeiter wiederkehrend ein Leasing-Fahrzeug zur Verfligung stellt
und der Leasing-Vertrag auslauft, ist es nach Auslieferung des Folgefahrzeugs
zweckmillig, an demselben Tag das bisher genutzte Fahrzeug bei der Strallenver-
kehrszulassungsbehorde abzumelden und das Folgefahrzeug anzumelden. Da der
jeweilige Mitarbeiter nicht zwei Fahrzeuge gleichzeitig in Gebrauch nehmen kann
und weil in dem gebildeten Beispiel nicht einmal eine Uberschneidung der Zulas-
sungszeiten gegeben ware, kann mit dem Fahrzeugwechsel keine Zunahme eines
irgendwie gearteten kommunikativen Nutzens einhergehen. Gleichwohl enthalt § 7
Abs. 1 Satz 2 RBeitrStV die folgende Fiktion:

,Das Innehaben eines Kraftfahrzeuges beginnt mit dem Ersten des Monats, in

dem es auf den Beitragsschuldner zugelassen wird.”
Ferner heilst es in § 7 Abs. 2 Satz 2 RBeitrStV:

,Das Innehaben eines Kraftfahrzeuges endet mit dem Ablauf des Monats, in

dem die Zulassung auf den Beitragsschuldner endet.”

Soll hier tatsachlich, nur um einen weiteren Drittelbeitrag zu generieren, jeweils ein
voller Monatsbeitrag fiir das bisherige Fahrzeug und das Folgefahrzeug desselben
Mitarbeiters zu Buche schlagen, also faktisch der Rundfunkbeitrag doppelt entrich-
tet, und eine entsprechende Anderungsanzeige mit Aufwand auf Seiten der Bei-
tragsschuldners und der Rundfunkanstalten erforderlich werden? Diese Auslegung
mit einer konkret auf jedes einzelne Fahrzeug bezogenen Betrachtungsweise legt in
der Tat die Begriindung zu § 7 RBeitrStV nahe; mit der Regelung werde ,erreicht,
dass der Beitragsschuldner fir jede seiner Wohnungen, fiir jede seiner Betriebsstat-

ten und jedes auf ihn zugelassene Kraftfahrzeug jeweils gesondert den gesetzlich

77 BVerfG, Beschluss vom 03.03.2004 - 1 BvF 3/92 - BVerfGE 110, 33, 54 = NJW 2004, 2213.
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vorgeschriebenen Rundfunkbeitrag zu entrichten hat“.”8 Fiir diese strenge Ausle-
gung spricht auch, dass nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 2 i.V.m. Abs. 4 Nr. 9 RBeitrStV
jede Datendanderung anzuzeigen ist und dabei das Datum des Beginns des Inneha-
bens ,des beitragspflichtigen Kraftfahrzeugs” (also nicht nur irgendeines Kraftfahr-
zeugs) mitzuteilen ist. Entsprechend gilt im Falle der Abmeldung, dass nach § 8 Abs.
5 Nr. 1 RBeitrStV das Datum des Endes des Innehabens ,des beitragspflichtigen

Kraftfahrzeugs” mitzuteilen ist.

Die Verfasser des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages haben andererseits offensichtlich
erkannt, dass eine allzu kleinliche Handhabung im Falle von Fahrzeugwechseln un-
angemessen ware und mit dem behaupteten kommunikativen Nutzen nicht korres-
pondieren wiirde. Jedenfalls lautet die Begriindung’® zu § 8 Abs. 4 Nr. 12 RBei-
trStV:

,Nach Nummer 12 sind lediglich Anzahl und Zulassungsort der beitragspflich-
tigen Kraftfahrzeuge anzuzeigen, nicht jedoch das jeweilige Kennzeichen. Die-
se pauschale Anmeldung soll ein unbliirokratisches und verwaltungsGkonomi-
sches Verfahren zur Erfassung unter anderem sog. Vorfilhrwagen gewahrleis-
ten. Soweit sich die Parameter fiir die Hohe der kraftfahrzeugbezogenen Bei-
tragspflicht - insbesondere Anzahl und Zulassungsort der beitragspflichtigen
Krafttahrzeuge - bei einem Beitragsschuldner nicht andern, bedarf es keiner
Anderungsmeldung. Einzelne Fahrzeuge kénnen also ohne biirokratischen

Aufwand ,ausgetauscht” werden.”

Der Beitragsschuldner steht nun angesichts des Normtextes und sich widerspre-
chender Begriindungen vor der unlosbaren Aufgabe, seine Beitragspflichten und
die damit verbundenen Anzeigepflichten zu ermitteln. Der Wortlaut der Vorschrif-
ten legt eine strenge Auslegung nahe, die aber sinnwidrig ware. Der Begriindung
lassen sich gegensitzliche Aussagen entnehmen. Ohne Anderung der Vorschriften
kann daher die erforderliche Bestimmtheit des Normbefehls nicht hergestellt wer-

den.

2. VerstoR gegen das Gleichheitsgebot (Art. 3 Abs. 1 GG)

Des Weiteren verstolSt die Abgabe fir betrieblich genutzte Kfz auch gegen das
Gleichheitsgebot des Art. 3 Abs. 1T GG. Es ist kein tragender sachlicher Grund daftr

ersichtlich, warum die Haushaltsabgabe im privaten Bereich den Vorteil Rundfunk-

78 BayLT-Drs. 16/7001, S. 20.
79 BayLT-Drs. 16/7001, S. 21.
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nutzung im Kfz vollstandig mit abdeckt, im betrieblichen Bereich hingegen nicht. Es
handelt sich um eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung von wesentlich Glei-

chem:80

,Hier kommt es zudem zu einer signifikanten Ungleichbehandlung gegentiber
dem privaten Bereich. Dort deckt die Haushaltsabgabe bzw. der Wohnungs-
beitrag jeden der Wohnung zuzurechnenden Erhalt des Leistungsangebots des
Rundfunks, insbesondere auch durch das Autoradio ab - dies zu Recht, da
auch insoweit kein aquivalent abzugeltender zusatzlicher kommunikativer
Nutzen entsteht. Nichts anderes aber gilt fiir betriebliche genutzte Kraftfahr-
zeuge, deren Beitragsbelastung auch deshalb gegen Art. 3 Abs. 1 GG ver-
stolst.”

ll.  Verfassungswidrigkeit des § 8 RBeitrStV (Anzeigepflicht)

Die Anzeigepflicht gemals § 8 RBeitrStV verletzt die Normadressaten in ihrem
Grundrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit aus Art. 2 Abs. T GG. Ohne dass es
naherer Darlegungen bediirfte, ist diese Verfassungswidrigkeit untrennbar mit der
dargelegten Verfassungswidrigkeit des Betriebsstattenbeitrags und des Fahrzeug-
beitrags verbunden, da die Anzeigepflicht den Zweck verfolgt, die Erhebung dieser
Beitrdge zu ermoglichen. Ohne wirksame Zahlungspflichten kann es keine Berech-
tigung zur Erhebung der Bemessungsgrundlagen geben, so dass die Anzeigepflicht
das Schicksal der Beitragszahlungspflicht teilen muss. Dartiber hinaus aber zeigt
sich, dass die Anzeigepflicht selbst dann in ihrer normierten Form nicht aufrechtzu-
erhalten wire, wenn die Beitragspflichten im Ubrigen der verfassungsrechtlichen

Prifung standhielten.

In mehreren Absatzen, die aufeinander Bezug nehmen und daher hier insgesamt
zur Uberpriifung gestellt werden, verlangt die Anzeigepflicht gemaf § 8 RBeitrStV
von Unternehmen als Inhabern von Betriebsstétten sowie Kraftfahrzeugen eine Fuil-
le von Angaben, die nur mit erheblichem Verwaltungsaufwand zusammengestellt
und Gbermittelt werden konnen. Teilweise sind Inhalt und Ausmald der Anzeige-
pflicht aufgrund gesetzgebungstechnischer Mangel der Vorschriften unklar. Inso-
weit verstofst die Anzeigepflicht gegen das Gebot der Normenbestimmtheit und
der Normenklarheit. AuBerdem verursachen einzelne Tatbestinde der Anzeige-

pflicht erheblichen Verwaltungsaufwand, ohne dass damit ein auch nur annahernd

80 Degenhart, K&R 2013, Beihefter 1 zu Heft 3, S. 23; ders. ZUM 2011, 193, 197.
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entsprechender Nutzen einherginge. Insoweit verstoRt die Anzeigepflicht gegen

das Prinzip der VerhaltnismaRigkeit.

1. Verletzung des Art. 2 Abs. 1 GG wegen Unbestimmtheit der Anzeige-
pflicht gemaR § 8 RBeitrStV

Nach der oben zitierten Rechtsprechung des BVerfG81 schlieft der MaRstab der
verfassungsrechtlichen Priifung nach Art. 2 Abs. 1 GG auch das Erfordernis der
Normenbestimmtheit und der Normenklarheit ein. Diesem Malstab gentigt die An-
zeigepflicht gemald § 8 RBeitrStV nicht, denn der Abgabenpflichtige wird in mehrfa-
cher Hinsicht im Unklaren dariiber gelassen, welche Angaben von ihm verlangt

werden.

Nach § 8 Abs. 1 Satz 2 i.V.m. Abs. 4 Nr. 7 RBeitrStV ist die ,Anderung der Anzahl
der im Jahresdurchschnitt des vorangegangenen Kalenderjahres sozialversiche-
rungspflichtig Beschaftigten” jeweils zum 31. Marz eines Jahres anzuzeigen. Inso-
weit verweisen wir auf die oben zu ausgeflihrte Unbestimmtheit dieses Tatbe-
standsmerkmals in Bezug auf geringfiigig Beschdftigte und Mitarbeiter in Elternzeit.
Der Beitragspflichtige wird nicht nur hinsichtlich seiner Zahlungspflicht, sondern be-
reits hinsichtlich seiner Anzeigepflicht im Unklaren gelassen.

Die Unbestimmtheit des Fahrzeugbeitrags bei Fahrzeugwechseln innerhalb einer
der GroRRe nach unverdnderten Fahrzeugflotte (dazu oben) wirkt sich ebenso auf
die Anzeigepflicht aus, da einerseits nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 2 i.V.m. Abs. 4
Nr. 9 RBeitrStV jede Datenanderung anzuzeigen ist und dabei das Datum des Be-
ginns des Innehabens ,des beitragspflichtigen Kraftfahrzeugs” (also nicht nur ir-
gendeines Kraftfahrzeugs) mitzuteilen ist, andererseits aber nach § 8 Abs. 4 Nr. 12
RBeitrStV und der Begriindung zu dieser Regelung (moglicherweise nur) Anzahl

und Zulassungsort der beitragspflichtigen Kraftfahrzeuge maRgeblich sein sollen.

Weitere Ratsel gibt der Text des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages den Adressaten
auf, soweit nach § 8 Abs. 1 RBeitrStV das Innehaben eines ,beitragspflichtigen Kraft-
fahrzeugs” anzuzeigen ist. Insoweit bleibt unklar, ob alle Fahrzeuge anzuzeigen
sind, die abstrakt - weil es sich gemadll § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 RBeitrStV um Perso-
nenkraftwagen, Lastkraftwagen oder nicht fiir den 6ffentlichen Personennahverkehr
eingesetzte Omnibusse handelt - beitragspflichtig sind. Alternativ kénnen auch nur
diejenigen Kraftfahrzeuge gemeint sein, die - Gber die Definition in § 5 Abs. 2
Satz T Nr. 2 RBeitrStV hinaus - konkret beitragspflichtig sind, weil ihre Anzahl die

der Betriebsstatten (bersteigt und sie nicht von der Ausnahmeregelung des § 5

81 BVerfG, Beschluss vom 03.03.2004 - 1 BvF 3/92 - BVerfGE 110, 33, 54 = NJW 2004, 2213.
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Abs. 2 Satz 2 RBeitrStV profitieren. Es ware den Normbetroffenen eine Hilfe gewe-
sen, wenn der Rundfunkbeitragsstaatsvertragsgesetzgeber in § 5 Abs. 2 Satz 2 RBei-
trStV wenigstens formuliert hatte, dass pro Betriebsstitte jeweils ein Kraftfahrzeug
,hicht beitragspflichtig” ist. Dann liefRe sich anhand dieses Wortlauts darauf schlie-
Ben, dass die entsprechende Anzahl von Kraftfahrzeugen auch nicht von der Anzei-
gepflicht des § 8 Abs. 1 RBeitrStV betroffen ist. Stattdessen heilst es aber in § 5
Abs. 2 Satz 2 RBeitrStV, dass fir jeweils ein Kraftfahrzeug fir jede beitragspflichtige

Betriebsstatte des Inhabers ein Fahrzeugbeitrag ,nicht zu entrichten” ist.

Der Verdacht, dass jedes prinzipiell beitragspflichtige Kraftfahrzeug gemeldet wer-
den muss, wird auch durch die Erlauterungen des Beitragsservice im Internet ge-
nahrt, denn dort heifSt es: ,Andert sich die Zahl der betrieblich genutzten Kraftfahr-
zeuge, missen Unternehmen und Institutionen das sofort mitteilen.”82 Eine Ein-
schriankung auf die Kraftfahrzeuge, deren Zahl die der Betriebsstdtten (bersteigt,
findet sich dort ausdrticklich nur im Zusammenhang mit der Beitragszahlungspflicht,
nicht im Zusammenhang mit der Anzeigepflicht. Der Anzeigepflichtige kann sich
zur Entlastung zwar auf die Kommentarmeinung von Gall83 berufen, wonach die
Anzeigepflicht fir die auf die Beitragspflicht fiir eine Betriebsstatte anrechenbaren
ersten Kfz entfallt, aber es besteht keine hinreichende Sicherheit, dass sich diese
Auffassung in allen Streitfallen durchsetzt, und ohnehin kann von den Normadressa-
ten nicht verlangt werden, dass sie den Gehalt einer gesetzlichen Pflicht mithilfe ei-

nes Kommentars bestimmen.

Die festgestellten Bestimmtheitsmangel wiegen umso schwerer, weil Verstolle ge-
gen die Anzeigepflicht des § 8 Abs. 1 RBeitrStV den Tatbestand einer Ordnungs-
widrigkeit gemald § 12 Abs. 1 Nr. 1 RBeitrStV erfillen und bulRgeldbewehrt sind. Fiir
BuBRgeldtatbestinde gelten die strengen Bestimmtheitsanforderungen des Art. 103
Abs. 2 GG.84

2. Verletzung des Art. 2 Abs. 1 GG wegen VerstoRes gegen den Grundsatz
der VerhaltnismaRigkeit

Im Rahmen der Anzeigepflicht des § 8 RBeitrStV wird vom Adressaten die Angabe
mehrerer Daten verlangt, deren Zusammenstellung und Ubermittlung nur mit er-

heblichem Aufwand an Personal und Zeit moglich ist, die aber fir die Rundfunkan-

82 Abrufbar unter: www.rundfunkbeitrag.de/haeufige_fragen/glossar/index_ger.html.
83Gal|, in: Hahn/Vesting, Rundfunkrecht, 3. Auflage 2012, RBStV, § 8 Rn. 29.

84 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 23.10.1985 - 1 BvR 1053/82 - BVerfGE 71, 108, 115 = NJW 1986,
1671.
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stalten als Empfanger dieser Daten nur einen minimalen oder gar keinen Nutzen
haben. Insoweit erweist sich die Anzeigepflicht als Verstol$ gegen den verfassungs-
rechtlichen Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit und verletzt auch unter diesem Ge-
sichtspunkt die Adressaten in ihrem Grundrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit
aus Art. 2 Abs. 1T GG.

Die Auferlegung gesetzlicher Pflichten setzt nach MaRgabe des VerhaltnismaRig-
keitsprinzips voraus, dass sie einem legitimen Zweck dient.8> An dieser Vorausset-
zung fehlt es, wenn - wie hier - durch normative Meldepflichten nutzloser Verwal-
tungsaufwand entsteht.

Ohne irgendein berechtigtes Interesse verlangt § 8 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Abs. 4 Nr. 3
RBeitrStV von Unternehmen nicht nur - nachvollziehbar - die Anschrift des Unter-
nehmens, sondern auch die des ,gesetzlichen Vertreters”. Der Rundfunkbeitrags-
staatsvertrag trennt ja ausdriicklich zwischen dem privaten und dem nicht privaten
Bereich. Fir Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Beitragserhebung fiir den
nicht privaten Bereich ist die Angabe der Anschrift des gesetzlichen Vertreters in
den Anzeigen nach § 8 unter keinem denkbaren Gesichtspunkt geboten. Diese Be-

stimmung verletzt zudem den Grundsatz der Datensparsamkeit.

Gleiches gilt fir die Pflicht gemals § 8 Abs. 5 Nr. 2 RBeitrStV, wonach der ,die Ab-
meldung begriindende Lebenssachverhalt” mitzuteilen ist. Solange die Abgaben-
pflichtigen nur allen Abmeldepflichten und allen Anmeldepflichten nachkommen, ist
es fur eine Beitragserhebung vollstandig irrelevant und es geht die Rundfunkanstal-
ten schlicht nichts an, ob z.B. die Filiale eines Handelsunternehmens abgemeldet
wird, weil sie umzieht oder weil sie ersatzlos geschlossen wird. Womoglich moch-
ten die Rundfunkanstalten auch noch erfahren, ob die Schliefung auf zu geringe
Umsédtze oder zu hohe Mieten zuriickgeht. Einen effektiven Schutz vor derartigen
Nachfragen bietet der weite Begriff des Lebenssachverhalts nicht. Dies ist auch des-
halb gravierend, weil nach Kommentarmeinung aus den Reihen der Rundfunkan-
stalten die Wirksamkeit der Abmeldung von der Vollstandigkeit der Erklarung inklu-

sive der Angabe des begriindenden Lebenssachverhalts abhdngen soll.86

Wenn § 8 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Abs. 4 Nr. 9 RBeitrStV so auszulegen sein sollte, wie
es der systematische Zusammenhang mit § 7 Abs. T und Abs. 2 RBeitrStV und de-

ren Begriindung nahelegen, dass namlich bei Fahrzeugwechseln innerhalb einer der

85 Grzeszick, in: Maunz/Diirig, Grundgesetz-Kommentar, Stand 67. Erginzungslieferung 2013, Art.
20 Rn. 111; Sachs, in: ders. [Hrsg.], Grundgesetz, 3. Aufl. 2003, Art. 20 Rn. 149; Schulze-Fielitz, in:
Dreier [Hrsg.], Grundgesetz, Band II, 2. Aufl. 2006, Art. 20 [Rechtsstaat] Rn. 181.

86 5o Gall, in: Hahn/Vesting, Rundfunkrecht, 3. Auflage 2012, RBStV, § 7 Rn. 19.
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GroBe nach unverdanderten Fahrzeugflotte jede Abmeldung des bisherigen Fahr-
zeugs und jede Anmeldung des Folgefahrzeugs mitzuteilen ist, so handelte es sich
um eine unverhaltnismalige Regelung, da Aufwand und Nutzen in keinem ange-
messenen Verhadltnis zueinander stiinden. Die Konsequenz ware lediglich ein zu-
satzlicher Drittelbeitrag fiir die Rundfunkanstalten. Die Biirokratiekosten fiir die An-
derungsmitteilung waren aber wegen des Verwaltungsaufwandes sowohl auf Seiten
des Beitragspflichtigen als auch auf Seiten der Rundfunkanstalten ungleich hoher.
Zudem ware der zusatzlich generierte Drittelbeitrag nicht einmal nach der zweifel-
haften Logik des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages von dem Gedanken eines kom-

munikativen Nutzens getragen.

Wenn § 8 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Abs. 4 Nr. 9 RBeitrStV ferner so auszulegen sein soll-
te, wie es die Erlauterungen des Beitragsservice im Internet nahelegen8”, dass nam-
lich alle abstrakt beitragspflichtigen Kraftfahrzeuge auch dann mit dem Datum des
Beginns des Innehabens angezeigt werden missen, wenn die Zahl der Betriebsstat-
ten die Zahl der Kraftfahrzeuge tbersteigt, handelt es sich um eine regelrecht schi-
kanose Bestimmung mit Verwaltungsaufwand bei allen Beteiligten und ohne jeden
Wert fiir die Rundfunkanstalt als Empfanger der Daten. Solange die Zahl der Kraft-
fahrzeuge unter der der Betriebsstatten bleibt, bewirken Veranderungen im Fahr-
zeugbestand nicht die geringste Veranderung der Beitragspflicht. Es gibt daher un-
ter diesen Umstinden keine Rechtfertigung dafiir, von dem Fahrzeuginhaber Ande-

rungsmitteilungen zu verlangen.

IV.  Verfassungswidrigkeit des § 9 Abs. 1 und Abs. 2 RBeitrStV (Auskunftsrech-
te)

In § 9 Abs. 1 Satz 2 ff. RBeitrStV regelt der Gesetzgeber das Auskunftsrecht der
Landesrundfunkanstalten gegentiber Vermietern und Verwaltern von Wohnungen.
Abs. 2 der Regelung ermachtigt die Rundfunkanstalten, Satzungen zu erlassen. Die
Vorschriften sind mit dem Grundgesetz unvereinbar, denn sie verstollen gegen das
Recht auf informationelle Selbstbestimmung sowie gegen die allgemeine Hand-
lungsfreiheit aus Art. 2 GG.

87 Abrufbar unter http://www.rundfunkbeitrag.de/haeufige_fragen/glossar/index_ger.html.
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1. Verstofy gegen das Recht auf informationelle Selbstbestimmung, Art. 2
Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG

Die Regelung verstolit gegen das Recht der Normadressaten auf informationelle
Selbstbestimmung. Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung beinhaltetet
die Befugnis eines Unternehmens, grundsatzlich selbst tiber die Preisgabe und Ver-
wendung seiner Daten zu bestimmen. Der Schutzbereich umfasst ferner den Schutz
des Unternehmens gegen unbegrenzte Erhebung, Speicherung, Verwendung und
Weitergabe seiner betriebsbezogenen Daten. Die Daten, die dem Vermieter oder
Verwalter vom Inhaber der Betriebsstiatte zur Verfligung gestellt wurden, unterlie-
gen einer Zweckbindung (Abrechnung, Kontaktaufnahme, etc.) und sind nicht fir
die Weitergabe an Dritte gedacht.

Die von der Regelung vorgesehene Verpflichtung ist ein unverhaltnismaliger Ein-
griff. Die Weitergabe der Daten ist allenfalls als freiwillige Auskunft denkbar. Daten-
erhebungen bei nicht-6ffentlichen Stellen wie Vermietern oder Verwaltern sind nur
in restriktiv zu bestimmenden Ausnahmefillen zulassig. Als Parallele mag hier das
Ausldanderrecht herhalten, in dessen Anwendungsbereich eine Datenermittlung bei

Dritten nur unter besonderen Umstanden und nur sehr restriktiv angewandt wird.88

2. Verstof8 gegen die allgemeine Handlungsfreiheit aus Art. 2 Abs. 1 GG so-
wie gegen das Rechtsstaatsprinzip gemafl Art. 20 Abs. 3 und 28 Abs. 1
Satz 1 GG

Ebenfalls verletzt ist die allgemeine Handlungsfreiheit der Vermieter und Verwalter
(Art. 2 Abs. 1T GG). Die allgemeine Handlungsfreiheit kann immer dann verletzt sein,
wenn Personen Handlungspflichten auferlegt werden. Der Schutzbereich von Art. 2
Abs. 1T GG ist mithin er6ffnet. Die Handlungspflichten fiir Vermieter und Verwalter
sind verfassungsrechtlich nicht zu rechtfertigen. So wird der Kreis der Auskunfts-
pflichtigen im Vergleich zum Rundfunkgebihrenstaatsvertrag erheblich erweitert.
Der Vermieter oder Verwalter hat mit der Beitragspflicht nichts zu tun und steht mit
ihr in keinem Zusammenhang. Es ist zudem unverhaltnismaRig, diese Daten von
den Vermietern oder Verwaltern zu verlangen. Diese Daten konnen im Einzelfall
von den Meldeamtern beschafft werden (Art. 19 Abs. 1 MeldeG). Nur diesen ist der

Vermieter in Einzelféllen zur Auskunft verpflichtet.

Hierbei tritt Art. 2 Abs. T GG auch nicht hinter das speziellere Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung zurlick, da verschiedene Grundrechtstrager betroffen sind,

auch wenn die Handlungspflicht selbst der gleichen Person auferlegt ist.

88 vgl. hierzu im Uberblick Weichert, NVwZ 1997, 1053, 1055.
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Letztlich wurde in § 9 Abs. 1 RBeitrStV gegen das Rechtsstaatsprinzip verstolsen.
Dem Bestimmtheitsgebot wurde nicht geniigt, da die Auskunftsbefugnisse der
Rundfunkanstalten nicht klar beschrankt werden, sondern mehr oder minder unbe-
schrankt ausgestaltet wurden. Damit liegt letztlich neben einer Verletzung von Art.
2 Abs. T GG auch eine Verletzung von Art. 20 Abs. 3 und Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG
vor.

Dass die Regelung in § 9 Abs. 1 RBeitrStV aus sich heraus nicht verfassungskonform
sein kann, ergibt sich auch daraus, dass von den Rundfunkanstalten die Notwendig-
keit gesehen wurde, diese Regelung durch weitere einschrankende Bestimmungen
in den Satzungen nach § 9 Abs. 2 RBeitrStV einzuschrinken, wie z.B. in § 8 Abs. 1
der Satzung des Bayerischen Rundfunks tber das Verfahren zur Leistung der Rund-
funkbeitrage (Rundfunkbeitragssatzung) vom 19.12.201289 und - gleichlautend - in
§ 8 Abs. 1 der Satzung des Norddeutschen Rundfunks (NDR) tber das Verfahren
zur Leistung der Rundfunkbeitrage vom 19.10.201290 :

,Die Rundfunkanstalt oder die in § 2 genannte gemeinsame Stelle darf ein
Auskunftsverlangen an die in § 9 Abs. 1 Satz 2 und 3 RBStV genannten Perso-
nen nur richten, wenn ein vorheriges Auskunftsverlangen unmittelbar beim Be-
troffenen nach § 9 Abs. 1 Satz 1 RBStV und eine Anfrage bei der Meldebehér-
de oder dem maligeblichen offentlichen Register nach § 7 Abs. 3 erfolglos
geblieben ist oder nicht moglich war. Die Auskunft ist schriftlich zu erteilen
und auf die Daten nach § 8 Abs. 4 Nr. 3 RBStV der jeweiligen Inhaber der be-

treffenden Wohnung oder Betriebsstatte beschrankt.”

Auf den weitgehenden Regelungsgehalt des § 9 Abs. 1 RBeitrStV weist sogar das
ZDF in einer Stellungnahme gegentiber dem BayVerfGH hin und raumt ein, dass
,einige wenige Bestimmungen [...] einer einschrankenden Auslegung” beddrfen.
Die Einschriankung misste jedoch im Rundfunkbeitragsstaatsvertrag selbst angelegt
sein, was tatsdchlich nicht der Fall ist. Die Verfassungswidrigkeit einer gesetzlichen

Norm kann auch durch eine begrenzende Satzung nicht geheilt werden.

V. Ergebnisse

Im Ergebnis lasst sich festhalten, dass wesentliche Regelungen des neuen Rund-

funkbeitragsstaatsvertrags gegen das Grundgesetz verstofSen:

89 StAnz Nr. 51-52/2012.
90 Nds. MBI. S. 1104.
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Der Betriebsstattenbeitrag gemaR § 5 Abs. 1 RBeitrStV bedeutet einen Verstold ge-
gen die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. T GG) und das Rechtsstaatsprin-
zip (Art. 20 Abs. 3 und 28 Abs. 1 Satz 1 GG), da der damit verbundene Eingriff in
den Schutzbereich der allgemeinen Handlungsfreiheit wegen fehlender Gesetzge-
bungskompetenz, wegen VerstoRes gegen das UbermaRverbot und das Kostende-
ckungsprinzip sowie wegen Unbestimmtheit der Beitragspflichten in Bezug auf den

Begriff der ,Sozialversicherungspflichtig Beschaftigten” nicht gerechtfertigt ist.

Ferner beinhaltet der Betriebsstattenbeitrag einen VerstoR gegen das Gleichheits-
gebot (Art. 3 Abs. 1T GG), weil ihm unzutreffende Annahmen der Ublichkeit von
Rundfunkempfang in Betriebsstdtten, unzutreffende Annahmen des Nutzens fir
den Betriebsstatteninhaber, unverhaltnismaRige Harten der Typisierung, eine sach-
widrige Staffelung der Betriebsstdttenabgabe sowie inkonsistente ErmaRigungen

und Befreiungen fir einzelne Beitragsschuldner zugrunde liegen.

Der Beitrag fiir betrieblich genutzte Kraftfahrzeuge gemal § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
RBeitrStV verstolit gegen die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) weil
er systemwidrig und unverhaltnismaRig ist und zudem die Regelungen (ber die

Dauer des Innehabens von Kraftfahrzeugen vollkommen unbestimmt sind.

Auch der Fahrzeugbeitrag fiihrt zu einem Verstols gegen das Gleichheitsgebot (Art.
3 Abs. 1 GG), denn es ist kein sachlicher Grund ersichtlich, warum die Haushaltsab-
gabe im privaten Bereich den Vorteil Rundfunknutzung im Kfz vollstandig mit ab-

deckt, im betrieblichen Bereich hingegen nicht.

Die Anzeigepflicht des § 8 RBeitrStV verletzt die allgemeine Handlungsfreiheit aus
Art. 2 Abs. T GG wegen Unbestimmtheit der anzuzeigenden Tatbestande sowie -
angesichts des immensen Verwaltungsaufwandes - wegen VerstolRes gegen den

Grundsatz der VerhdltnismalRigkeit.

Das in § 9 Abs. 1T und Abs. 2 RBeitrStV den Rundfunkanstalten eingeraumte Recht,
von Vermietern Auskiinfte zu verlangen und diese Rechte durch Satzungen zu kon-
kretisieren, verstoRt gegen das Recht auf informationelle Selbstbestimmung gemal}
Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1T GG sowie gegen die allgemeine Handlungsfreiheit
aus Art. 2 Abs. 1 GG, denn die bei Vermietern vorhandenen Daten der Inhaber von
Betriebsstatten sind nicht zur Weitergabe an Dritte bestimmt und die Erhebung bei
nicht-6ffentlichen Stellen ist nicht gerechtfertigt.
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VL.  Schlussbemerkung

Die hier vertretene Auffassung entspricht im Ergebnis mehreren fundierten Beitra-
gen aus der rechtswissenschaftlichen Auseinandersetzung mit den geriigten Nor-
men des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages. Wir verweisen hierzu noch einmal auf
das von Prof. Dr. Christoph Degenhart erstellte Rechtsgutachten ,Verfassungsfra-
gen des Betriebsstattenbeitrages nach dem Rundfunkbeitragsstaatsvertrag der Lan-
der“91 sowie den Aufsatz von Korioth/Koemm ,Gut gemeint, doch schlecht ge-

macht: Die neue Rundfunkabgabe ist verfassungswidrig”.92

Zu einem vernichtenden Ergebnis gelangte auch eine ehemalige Mitarbeiterin des
Norddeutschen Rundfunks. In ihrer Doktorarbeit setzt sich Anna Terschiiren (Die
Reform der Rundfunkfinanzierung in Deutschland - Analyse der Neuordnung und
Entwicklung eines idealtypischen Modells, Diss. TU llmenau 2013, hier zitiert als
,Terschiiren, Reform der Rundfunkfinanzierung”) detailliert mit den Grundlagen der
Finanzierung des offentlich-rechtlichen Rundfunks auseinander, analysiert und be-
wertet die Finanzierungssysteme sowohl bis als auch ab 2013 und entwickelt ein al-
ternatives idealtypisches Model der Steuerfinanzierung. Hier ist vor allem die Be-
wertung der gegenwadrtigen Rundfunkfinanzierung von Interesse. Es handele sich
um einen ,Kompromiss aus politischen Interessen, wobei die verfassungsrechtli-
chen Vorgaben, insbesondere hinsichtlich der Belastungsgleichheit der Abgabe-
pflichtigen und der finanzverfassungsrechtlichen Ordnung, anscheinend von keiner
beteiligten Partei konsequent berticksichtigt wurde”93. Nach Ansicht der Verfasse-
rin ,entspricht der Rundfunkbeitrag einer unzuldssigen Zwecksteuer und verstofRt

gegen die allgemeine Gleichbehandlung sowie gegen die allgemeine Handlungs-
freiheit”94,

Neben den genannten rechtswissenschaftlichen Veroffentlichungen entsprechen
die vorstehenden Ergebnisse auch einer uniiberschaubaren Vielzahl von veroffent-
lichten Meinungen in der Presse, die - wie nicht weiter verwundern wird - keinerlei
Niederschlag im Programm der 6ffentliche-rechtlichen Rundfunkanstalten gefunden
haben, weder in Nachrichtensendungen noch in politischen oder gesellschaftskriti-

schen Magazinen. Die Rundfunkanstalten blenden diese Tatsache weitgehend aus

91 K&R, 2013, Beihefter 1 zu Heft 3.
92 DStR 2013, 833.
93 Terschiiren, Reform der Rundfunkfinanzierung, S. 162.

94 Terschiiren, Reform der Rundfunkfinanzierung, S. 162.
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und produzieren zum Thema fast ausschlieBlich Rechtfertigungsbeitrage fir ihr ei-

genes rechtswidriges Handeln.9>

Aus der Flut der Veroffentlichungen in den vergangenen Monaten seien hier nur ei-
nige Beispiele fir die Kritik am neuen Rundfunkbeitrag zitiert:

— RPonline vom 19.12.2012, SWR-Justiziar: GEZ-Gebihr noch nicht perfekt

— Handelsblatt vom 07.01.2013, Bei ARD und ZDF sitzen sie in der Gebihrenfal-
le,

— Der Tagesspiegel vom 07.01.2013, Neue Rundfunkgebihr kommt Unterneh-
men teuer

— Die Welt vom 11.01.2013, Politik geilselt Abgabe als ,dreist” und ,rechtswidrig”
— Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 12.01.2013, Schon GEZ{irnt?

— Pressemeldung des Deutschen Stidte und Gemeindebunds e.V. vom
17.01.2013, Neuer Rundfunkbeitrag verursacht deutliche Mehrbelastung fir
birgernahe Verwaltungen

—  Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 19.01.2013, Merkel: Offentlich-rechtliche
Sender sollen Mal3 halten

— Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 23.01.2013, Gebiihren-Murks,

— Pressemeldung des Bayerischen Gemeindetages vom 23.01.2013, Neuer Rund-
funkbeitrag fihrt zu Kostenexplosion bei Stadten und Gemeinden

— Spiegel online vom 29.01.2013, Stadt Koln stellt Zahlung von Rundfunkgebihr
ein

— Kolnische Rundschau vom 04.02.2013, Erzbistum Koln findet Gebihr rechtswid-
rig

— Weser-Kurier vom 07.02.2013, ,Eine Verflinffachung ist happig”, Stadtetags-
Prasident Christian Ude ist unzufrieden mit den neuen Rundfunkgebiihren

— Pressemitteilung der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbinde vom
08.02.2013, Kommunale Spitzenverbande zur Diskussion um den neuen Rund-
funkbeitrag - ZDF und Kommunen streben gemeinsame Losung an

— Handelsblatt online vom 08.03.2013, Hans-Joachim Otto, Staatssekretdr im
Wirtschaftsministerium, Warum die neue GEZ-Gebuhr keine Zukunft hat,

— BILD online vom 21.03.2013, Massen-Protest gegen Rundfunkabgabe

— Handelsblatt vom 22.03.2013, S. 19, Demos gegen Rundfunkbeitrag. Rechtsex-
perte halt Haushaltsabgabe fiir verfassungswidrig

— Handelsblatt online vom 22.03.2013, Widerstand gegen neue Gebihr formiert
sich.

95 vgl. ARD Pressemeldung, Faktencheck zum neuen Rundfunkbeitrag, abrufbar unter:
http://www.ard.de/home/intern/Faktencheck_zum_neuen_Rundfunkbeitrag/113366/index.html.
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— Siuddeutsche Zeitung vom 24.03.2013, NDR-Mitarbeiterin befindet Rundfunk-
beitrag fir verfassungswidrig

— Handelsblatt Online vom 15.04.2013, Nadchster Poker um die Rundfunkgebihr

— Handelsblatt vom 16.04.2013, Gravierende Benachteiligung, Rewe fordert Sen-
kung der Rundfunkgebihr

— stern.de vom 17.04.2013, Arger iber neuen Rundfunkbeitrag, Handelskette
Rewe erwagt Klage

— Handelsblatt Online vom 03.06.2013, Brandbrief vom Steuerzahlerbund, ARD
und ZDF sollen Kosten offen legen

— Manager Magazin Online vom 19.08.2013, Sechsstellige Mehrkosten, Sixt klagt
gegen Rundfunkbeitrag

Angesichts des Widerstandes in der Rechtswissenschaft und in den Printmedien

versuchen die 6ffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten derzeit mit einer teuren und

breitangelegten bundesweiten Kampagne in vielen Medien (ganzseitige Anzeigen,

Leuchtreklamen etc.), den Rundfunkbeitragsstaatsvertrag salonfahig zu machen.

(Beispiel einer von vielen Leuchtreklamen im Hauptbahnhof Berlin, am 05.02.2013)

Diese Kampagne von ARD und ZDF ist in zweifacher Weise bemerkenswert. Ers-
tens reiht sie sich ein in die fragwirdigen Ausgaben, fiir die letztlich die Rundfunka-
bgabenschuldner aufzukommen haben. Zweitens dokumentiert sie sehr deutlich,
dass die Rundfunkanstalten nicht nur als Informationsvermittler, Unterhaltungs- und
Bildungsgaranten auftreten, in deren Rollen sie sich gerne sehen. Vielmehr betati-
gen sie sich ungehemmt als Meinungsmacher in eigener Sache. Diese strategisch
geschickte Verteidigung des umstrittenen Rundfunkbeitrags mit den subtilen Me-
thoden des Marketings ist offenbar getragen von demselben - im wahrsten Sinne

des Wortes - Sendungsbewusstsein, mit dem sich die Rundfunkanstalten zu Mitre-



53

genten in der politischen Willensbildung aufgeschwungen haben, indem sie sich

den Rundfunkbeitragsstaatsvertrag im Wesentlichen selbst geschrieben haben.

Es ist auch gar nicht weiter verwunderlich, dass die Rundfunkanstalten mit mehreren
Regelungen des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages iber die an sich berechtigten Re-
formziele hinausgeschossen sind, fehlt es doch schlicht an politischem Willen und
Mut, ihnen Grenzen zu setzen. Seit in Deutschland der Boulevard regiert, bei dem
der Politik-Talk im 6ffentlich-rechtlichen Fernsehen eine zentrale Rolle spielt, gibt es
anscheinend kaum eine Forderung mehr, die die Rundfunkanstalten gegentber der
Politik nicht durchsetzen konnten. Die von den o6ffentlichen Sendern verbreiteten
Meinungen erhalten durch ihre im Vergleich mit den privaten Sendern vermeintlich
seriosere Machart und ihre Omniprasenz in allen Informationskanalen, von Fernse-
hen Gber Horfunk bis Internet, Facebook und Twitter, eine scheinbar reprasentative
Qualitat. An dieser Meinungsbildung kommen die an ihrer Wiederwabhl interessier-
ten Volksvertreter(innen) in den Landesparlamenten ebenso wenig vorbei wie die
von der offentlichen Berichterstattung und Kommentierung in besonderem Malf3e
abhangigen Organe der Exekutive. Es bedarf daher in besonderem Male einer
wirksamen Kontrolle und Begrenzung der streitbefangenen Regelungen durch die

unabhangige Justiz als dritte Staatsgewalt.

Hannover, 9. September 2013

H. Jacobj S. Kappe



